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Vorwort 
 
Der Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik der Friedrich-Ebert-Stiftung blickt mittlerweile 
auf ein 10-jähriges Bestehen zurück. Er hat es sich zur Aufgabe gemacht, Fach-
kenntnisse und Erfahrungen von Arbeitnehmervertretern und -vertreterinnen für die 
gesellschafts- und wirtschaftspolitische Meinungsbildung zu nutzen. 
 
Zu den Sorgen und Nöten der Beschäftigten gehört heute, was aus ihrer Beteiligung 
und Mitbestimmung am Arbeitsplatz, im Betrieb und im Unternehmen in Zeiten der 
Globalisierung und Internationalisierung der Arbeitsbeziehungen werden soll. Die 
Bedenken lauten: 
 
- Ist die deutsche Mitbestimmung nicht mehr als eine Episode bzw. eine überholte 

Friedensformel der sozialen Marktwirtschaft?  
 
- Kann sich Deutschland die gesellschaftliche Wertorientierung der Mitbestimmung in 

der globalisierten Weltwirtschaft nicht mehr leisten? 
 
- War die Mitbestimmung vielleicht ein „Irrtum der deutschen Nachkriegsgeschichte“?  
 
Mit diesen Fragestellungen standen die Modernisierungserfordernisse und die Mo-
dernisierungsfähigkeit der deutschen Mitbestimmung auf dem Prüfstand der Jubilä-
umsveranstaltung des Arbeitskreises am 19. Mai 2005 und damit auch die in 
Deutschland weit verbreitete Stimmung der Ohnmacht gegenüber den vermeintlichen 
Zwängen der wirtschaftlichen Globalisierung. 
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...auf einen Blick  
 
• Mitbestimmung trägt zur Demokra-

tisierung der betrieblichen Interes-
senarena bei. Die deutsche Mitbe-
stimmung hat nicht nur alle Bewäh-
rungsproben bestanden, sondern 
auch sämtliche Belastungsproben, 
denen sie in den vergangenen 
Jahrzehnten ausgesetzt war. 

 
• Die Erfahrungen international täti-

ger Unternehmen belegen, dass 
gerade die Interessenvertretungen 
an Internationalisierungen und Um-
strukturierungen von Unternehmen 
mitwirken, um ihre Überlebensfä-
higkeit zu garantieren und den 
Standort Deutschland zu sichern. 
Auch eine mangelnde Investitions-
bereitschaft ausländischer Firmen 
liegt nicht an den deutschen Struk-
turen der Arbeitnehmerbeteiligung. 
Der praktische Umgang mit Investo-
ren hierzulande zeigt, dass nicht die 
"negative" deutsche Mitbestimmung 
ausländische Investitionen behin-
dert. 

 
• Es sind vor allem die deutschen 

Verbandsvertreter, die sich gegen-
wärtig auf die Mitbestimmung ein-
geschossen haben und Vorbehalte 
schüren, die mit der Mitbestim-
mungspraxis im Grunde nicht viel 
zu tun haben. Ein Ausblick in die 
Zukunft zeigt aber, dass eine wis-
sensbasierte Industriepolitik ohne 
die Beteiligung der Arbeitnehmer  

 
 
 

nicht auskommt und der mitbestim-
mungslose "Kommandobetrieb" kei-
ne Perspektive hat. 

 
• Die wirtschaftlichen Vorteile der 

Mitbestimmung bestätigt die wis-
senschaftliche Forschung, die Ar-
beitnehmerbeteiligung inzwischen 
in allen Facetten akribisch unter-
sucht hat und ihre positiven Wir-
kungen bescheinigen kann. Mehr 
Mitbestimmung würde daher auch 
kleineren und mittleren Unterneh-
men nützen und nicht schaden, wie 
ihre Gegner behaupten. 

 
• Die deutsche Mitbestimmung ist 

dennoch kein Exportschlager. Die 
Verschiedenartigkeit der Beteili-
gungsformen ist in einem europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialraum 
zu akzeptieren. Eine "euro-pessi-
mistische" Sichtweise schafft aller-
dings Verständnis für die deutschen 
Ängste, dass die Mitbestimmung im 
europäischen Verschmelzungspro-
zess mittelfristig verwässert werden 
könnte. 

 
• In einer globalisierten Arbeitswelt 

wartet ein weiteres Risiko auf die 
deutsche Mitbestimmung. In den 
USA ist Mitbestimmung ein Fremd-
wort, die Gewerkschaften werden 
zum Gegner und nicht zum Sozial-
partner erklärt und die deutsche 
Mitbestimmung als "Kuriosität" in-
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dustrieller Beziehungen bewertet. 
Sollten die Arbeitsbeziehungen in 
den Vereinigten Staaten zu einer 
Perspektive für die Welt von mor-
gen werden, wäre dies ein Negativ-
szenario. 

 
• Der Abstand zwischen nationalen 

Informations- und Konsultations-
rechten und den Zentren in der 
Welt, wo die Unternehmensent-
scheidungen getroffen werden, wird 
größer. Die Beteiligungsrechte zie-
hen nicht automatisch nach. Daher 
sind starke Gewerkschaften ge-
fragt, die sich international zusam-

menschließen, aber auch eine 
nachhaltige Unterstützung durch 
die Regierungen, die in ihrer Wirt-
schaftspolitik und im Arbeitsrecht 
nicht nur die Gewinnmaximierung 
der Unternehmen in den Vorder-
grund stellen sollten, sondern ande-
re Werte wie Menschenwürde, 
Freiheit, hochwertige Produkte und 
qualitative Dienstleistungen. Um 
diese Werte durch- und umzuset-
zen, ist Arbeitnehmerbeteiligung 
unersetzlich: und zwar durch Mitbe-
stimmung. 
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Einleitung 
 
Die deutsche Mitbestimmung ist ein 
traditionsreiches Konzept zur Wirt-
schaftsdemokratie. Die Vorboten der 
institutionellen Mitbestimmung stam-
men schon aus den Zeiten der indus-
triellen Revolution und die Geschichte 
der deutschen Mitbestimmung begann 
im Grunde schon mit den politischen 
Emanzipationsbewegungen des Bür-
gertums im beginnenden 19. Jahrhun-
dert bzw. mit den Arbeiterausschüs-
sen, die im letzten Jahrhundert erstma-
lig gegründet werden konnten. Die 
sozialen Bewegungen in der Weimarer 
Zeit führten später auch zur verfas-
sungsmäßigen Anerkennung von Ar-
beiterräten und zur Verabschiedung 
des Betriebsrätegesetzes von 1920.1

 
Die Mitbestimmung zählt aber vor al-
lem seit der Nachkriegszeit zu den 
zentralen wirtschafts- und gesell-
schaftspolitischen Innovationen der 
Bundesrepublik Deutschland. Mitbe-
stimmung entwickelte sich zu einem 
der tragenden Pfeiler der deutschen 
Wirtschaftsordnung. Kooperation und 
Mitbestimmung erfolgt im Rahmen der 
Betriebsverfassung bzw. Mitbestim-
mung der Betriebsräte (nach dem    
Betriebsverfassungsgesetz) und der 
Unternehmensmitbestimmung im Auf-

 
1 Der Sozialdemokrat Fritz Naphtalie ent-

wickelte 1928 maßgeblich das wirt-
schaftsdemokratische Konzept des All-
gemeinen Deutschen Gewerkschafts-
bundes und legte damit durchaus 
schon den konzeptionellen Grundstock 
für das deutsche Mitbestimmungsmo-
dell. 

sichtsrat und der (viel gelobten wie ge-
scholtenen) qualifizierteren Montan-
Mitbestimmung. Zeitweilig sollte eine 
regulierte Mitbestimmung nach ge-
werkschaftlichen Vorstellungen und 
wissenschaftlichen Vorschlägen sogar 
auf den Arbeitsplatz ausgedehnt wer-
den, da die Mitbestimmung ohne    
Einbezug bzw. Beteiligung der Beleg-
schaften als "Koloss auf tönernen    
Füßen" (Fritz Vilmar) beschrieben 
wurde. Moderne Konzepte der Unter-
nehmensführung, auch manchmal als 
unternehmerische Sozialtechniken 
missverstanden, die auf Arbeitneh-
merbeteiligung und Mitverantwortung 
setzen, machten dieses Vorhaben 
allerdings obsolet. Wenngleich umstrit-
ten, ist    aber die betriebsverfassungs-
rechtliche Option der Interessenvertre-
tung, Betriebsratsaufgaben an Arbeits-
gruppen zu delegieren, nach der 
jüngsten Reform der Betriebsverfas-
sung ein Verfahren, um die Beleg-
schaftsbasis stärker in die Interessen-
vertretungsarbeit der Betriebsräte     
direkt einzubeziehen und auf diese 
Weise auch in betriebliche Kommuni-
kations- und Entscheidungsprozesse. 
 
Mittlerweile sind die Mitbestimmungs-
strukturen aber noch komplexer ge-
worden, da sich Unternehmen interna-
tionalisiert haben und damit ebenfalls 
die Entscheidungsebenen: 
 
- Europäische Betriebsräte (EBR) stim-

men Interessen der Arbeitnehmer in 
transnationalen Interessenvertre-
tungsgremien ab und vertreten sie 

 7



Friedrich-Ebert-Stiftung  Arbeitskreis  Arbeit-Betrieb-Politik 
 
 

gegenüber einem multinationalen 
Management. 

 
- Die europäische Aktiengesellschaft 

ist seit kurzem ebenfalls eine Gesell-
schaftsform nach europäischem    
Gemeinschaftsrecht, in der unter-
schiedliche nationale Mitbestim-
mungssysteme aufeinandertreffen 
und mit (offenem) Ausgang konkur-
rieren. 

 
- Auch die EU-Verhandlungen über die 

grenzüberschreitende Fusionsrichtli-
nie wie die Richtlinie zur grenzüber-
schreitenden Sitzverlegung berühren 
die deutsche Mitbestimmung und  
führen zur Frage nach ihrer Zukunfts-
tauglichkeit. 

 
Mitbestimmen ist vor diesem Hinter-
grund schwieriger geworden. Daher ist 
zu fragen, wozu die Mitbestimmung in 
Deutschland überhaupt geführt hat und 
ob sich der "Kampf" um sie noch lohnt. 
Ein Resultat der Veranstaltung soll da-
her schon einmal vorweggenommen 
werden. In kaum einem anderen euro-
päischen Land wurden die Folgen des 
tiefgreifenden Strukturwandels der 
modernen Volkswirtschaften und der 
beachtlichen Restrukturierungsmaß-
nahmen in den Unternehmen in der 
gleichen Weise sozialverträglich abge-
federt wie in Deutschland. Ihr arbeits-
politischer Erfolg, das, was durch    
Mitbestimmung für die Arbeitnehmer     
erreicht wurde, ist sehr hoch zu bewer-
ten. Die Regeln der deutschen        
Mitbestimmung festigen zugleich die 
Kooperationsbeziehungen zwischen 

Arbeitgebern und Arbeitnehmern, oder 
im theoriegeleiteten Vokabular der 
Wirtschaftsdemokratie ausgedrückt: 
Sie balancieren die Machtverhältnisse 
zwischen Kapital und Arbeit aus. Das 
ist der gesellschaftspolitische Erfolg 
der deutschen Mitbestimmung. 
 
Seit den Zeiten der Globalisierung 
scheint sich dieses positive Image der 
deutschen Mitbestimmung allerdings 
zu verändern. Die Internationalisierung 
der Produktion und der Märkte werden 
als Anzeichen für einen Wandel ge-
deutet, der die Mitbestimmung unter 
Reformdruck setzt. Wer heute über ih-
re Regelsysteme diskutiert, wird mit 
folgenden Fragestellungen konfron-
tiert: 
 
- Ist die hoch regulierte deutsche Mit-

bestimmung (vor allem auf der Un-
ternehmensebene) ein Dinosaurier in 
Europa und der Welt, der alsbald 
ausstirbt? 

 
- Hat die deutsche Mitbestimmung 

noch eine Perspektive im europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialraum, 
da sie eine zu exponierte Sonderstel-
lung einnimmt? 

 
- Führt die Europäisierung der Wirt-

schaft nicht vielmehr zur Auszehrung 
der zu "starken" deutschen Mitbe-
stimmung? 

 
Daran schließen sich zwei weitere ge-
sellschaftspolitische Fragestellungen 
an: 
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- Hat Mitbestimmung in der deutschen 

Variante von Wirtschaftsdemokratie 
nunmehr ausgedient, obwohl sie in 
der Vergangenheit die Arbeitsbezie-
hungen stabilisierte? 

 
- Ist die alte deutsche Mitbestim-

mungsidee aufzugeben, dass Beteili-
gung ein Instrument zur demokrati-
schen Gestaltung der Bedingungen 
ist, unter denen die Menschen hier-
zulande arbeiten?  

 
Solche und viele ähnliche Fragestel-
lungen stellen die deutsche Mitbe-
stimmung zur Disposition und die Glo-
balisierung erscheint als Sachzwang, 
der zu einer Neuauflage der deutschen  

Unternehmens- und Wirtschaftsverfas-
sung zwingt. Wer diese Argumente  
aus welchen Gründen vorträgt und ob 
sie vor allem im Spiegel der deutschen 
Mitbestimmungspraxis gerechtfertigt 
sind, soll im Folgenden daher als er-
stes überprüft werden (vgl. Kapitel 1), 
bevor die Mitbestimmung im europäi-
schen und internationalen Kontext (vgl. 
Kapitel 2) eingeordnet und anschlie-
ßend nach den Perspektiven (vgl. Ka-
pitel 3) gefragt wird, um die deutsche 
Mitbestimmung zu bewahren und sie 
gegen immer wiederkehrende Anfein-
dungen zu schützen. 
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1. Schlaglichter auf die deutsche 
Mitbestimmung: mutmaßliche 
Nachteile und ausgewiesene 
praktische Vorteile 

 
Die deutsche Mitbestimmung ist die 
Umsetzung des demokratischen Ge-
sellschaftsmodells in der Arena Betrieb 
und im Wirtschaftsleben. Wer an-
nimmt, dass sich die Mitbestimmung 
deshalb allgemeiner Beliebtheit und 
Anerkennung erfreut, irrt hingegen. 
 
 
1.1 Die Argumente gegen die deut-

sche Mitbestimmung 
 
Das deutsche Mitbestimmungsmodell 
hat wieder erhöhte Aufmerksamkeit 
erhalten. Ein Schlagabtausch bestimmt 
die Szenerie. BDA und BDI setzten 
Anfang 2004 eine gemeinsame "Kom-
mission Mitbestimmung" ein. Diese 
Kommission hat die vermeintliche 
Sonderstellung der deutschen Mitbe-
stimmung in Europa kritisiert und     
daher Konzepte zur Erneuerung der 
Unternehmensmitbestimmung und der 
betrieblichen Mitbestimmung vorge-
stellt, mit denen die Arbeitnehmerbe-
teiligung in deutschen Betrieben und 
Unternehmen modernisiert werden 
soll. Diesen Vorschlägen, die Mitbe-
stimmung zu verändern, folgte eine 
heftige gewerkschaftliche Reaktion des 
DGB mit dem Ziel, diesen öffentlich-
keitswirksamen "Anschlag" auf die 
deutsche Mitbestimmung abzuwehren. 
 
Im Folgenden soll diese hinreichend 
dokumentierte verbandspolitische Kon-

troverse nicht im Detail nachgezeich-
net werden. Allerdings werden einige 
Argumente dieser Debatte aufgegriffen 
und an der Realität gemessen, wie 
Mitbestimmung in der betrieblichen 
Praxis bzw. auf Unternehmensebene 
tatsächlich funktioniert. Dazu werden 
zuerst die Vorbehalte gesichtet, die 
gegen den Status quo der deutschen 
Mitbestimmung sprechen, um sie     
anschließend an praktischen Mitbe-
stimmungsfolgen in Zeiten der Globali-
sierung zu messen. Diese Überprüfung 
der Mitbestimmung wird später zeigen, 
wie sich die Waagschalen zwischen 
Argumenten für und gegen die deut-
sche Mitbestimmung einpendeln. 
 
Die negativen Schlagworte, welche 
seit einigen Jahren die Diskussion um 
die deutsche Mitbestimmung beherr-
schen, sind unterschiedlich, wenn-
gleich sie in dieselbe Richtung weisen. 
Wer die Facetten dieser "Angriffe" auf 
die Mitbestimmung, d.h. nicht nur der 
Mitbestimmungskommission von BDA 
und BDI, zusammenfasst, sichtet im 
Kern folgende mutmaßliche Nachteile 
der Mitbestimmung in Betrieb und Un-
ternehmen:1

 
- Die Unternehmensmitbestimmung ist 

ineffektiv, denn die Arbeit großer 

 
1 Vgl. auch ausführlich Hans-Böckler-

Stiftung 2004: Zur aktuellen Kritik der 
Mitbestimmung im Aufsichtsrat. Fakten 
für eine faire Arbeitswelt, Düsseldorf 
sowie DGB Bundesvorstand 2004: Stel-
lungnahme des DGB Bundesvorstands, 
Abt. Mitbestimmung und Rechtspolitik 
zu dem Bericht der "Kommission Mit-
bestimmung" von BDA und BDI, Berlin. 
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Gremien verlangsamt Entscheidun-
gen, schwächt die Kontrollfähigkeit 
(des Aufsichtsrats) und beeinträchtigt 
infolge die Entwicklung der Unter-
nehmen. 

 
- Mitbestimmung ist auf der betriebli-

chen Ebene zu bürokratisch. Unflexi-
ble Regelungen, lange Instanzwege 
behindern betriebliche Aushand-
lungs- und Entscheidungsprozesse 
und somit die unternehmerische    
Flexibilität. Ausgebaute Interessen-
vertretungsstrukturen sind ein Filter 
bzw. zu enger Trichter in betriebli-
chen Informationsprozessen und    
erschweren die Kommunikation    
zwischen Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern. Nur eine gestraffte und ent-
bürokratisierte Betriebsverfassung 
würde dieses Manko der Mitbestim-
mung im Betrieb bereinigen. 

 
- Die Mitbestimmung ist kein Export-

schlager, sondern aufgrund ihrer 
mangelnden Akzeptanz bei ausländi-
schen Investoren vielmehr ein      
wirtschaftlicher Standortnachteil. Mit-
bestimmung ist ein zu enges Korsett: 
Firmen verlagern sogar ihren Sitz ins 
Ausland, nicht nur wegen der niedri-
geren Lohnkosten, sondern auch, um 
sich der beengenden deutschen Mit-
bestimmung zu entziehen. Eine Mit-
bestimmungsflucht hat eingesetzt, 
gerade unter den neuen Optionen 
und Chancen, welche die globale In-
ternationalisierung der Produktion 
den Unternehmen bietet. Diese 
Flucht schwächt aber den ohnehin 

schon gelähmten Wirtschaftsstandort 
Deutschland zusätzlich. 

 
- Dieses "Fluchtverhalten" der Unter-

nehmen wird einmal mehr nachvoll-
ziehbar, denn die Mitbestimmung   
kostet zuviel. Einerseits muss die 
Gremienarbeit von den Arbeitgebern 
finanziert werden. Andererseits sei 
auch ein Argument zu den vorgeblich 
positiven Mitbestimmungswirkungen 
unstimmig: Mitbestimmung kann 
zwar auf der Grundlage von Eigen- 
und Mitverantwortung der Arbeit-
nehmer die Produktivität bzw. die 
Wertschöpfung der Unternehmen 
steigern, aber gleichzeitig sinken die 
Unternehmensgewinne bzw. -erträge, 
da die Beschäftigten durch die Mitbe-
stimmung von höheren Arbeitsein-
kommen oder besseren Soziallei-
stungen profitieren.1 Die deutsche 
Mitbestimmung und Betriebsverfas-
sung entspricht somit in ihrer jetzigen 
Form nicht den Interessen der Unter-
nehmens- bzw. Anteilseigner. 

 
- Mitbestimmung ist zusammengefasst 

eine Belastung für das Wirtschafts-
wachstum und die wirtschaftliche 
Weiterentwicklung. Die deutsche Mit-
bestimmung ist weltweit isoliert, die 
umfassenden Mitbestimmungsrechte 

 
1 Daher gibt es Überlegungen wirt-

schaftsnaher Institute, die Arbeitnehmer 
als "Profiteure" an den Kosten der be-
trieblichen Mitbestimmung zu beteili-
gen, wobei dieser Denkanstoß eine ge-
eignete wirtschaftliche Perspektive sei, 
damit die betriebliche Mitbestimmung 
an Attraktivität gewinnt und nicht ver-
liert, gerade in kleineren und mittleren 
Unternehmen. 
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werden den Bedingungen einer glo-
balisierten Wirtschaft nicht gerecht 
und müssen dem "niedrigeren" Ni-
veau anderer Länder angepasst wer-
den. 

 
Halten diese Feststellungen der Mitbe-
stimmungsrealität stand? Wieso haben 
Unternehmen dann ihre (oft schmerz-
haften) Umstrukturierungsprozesse, 
aber auch erfolgreichen Internationali-
sierungsprozesse gemeinsam mit    
Gewerkschaften und Interessenvertre-
tungen effizient bewältigen können? 
Wie das trotz der oder besser: gerade 
wegen der Mitbestimmung funktioniert, 
zeigen folgende Beispiele, über die 
Betriebsräte, aber auch ("mitbestim-
mungsfreundliche") Manager berichten 
können. Sie stellen die positiven Fol-
gen der Mitbestimmung heraus und 
helfen, harte Fakten zur Mitbestim-
mung von weichen ideologischen 
Emotionen zu den deutschen Arbeits-
beziehungen zu trennen. 
 
 
1.2 Mitbestimmung in drei Praxis-

fällen 
 
Die folgenden unterschiedlichen Fall-
beispiele deuten nach den vorange-
gangenen Verstimmungen über die 
deutsche Mitbestimmung auf ein viel-
leicht überraschendes Ergebnis hin: 
Wo Geld verdient und Gewinne        
gemacht werden, dort scheint auch die 
Mitbestimmung zu Hause zu sein. Wa-
rum das so ist, ganz entgegen den Ar-
gumenten, die gegen die Mitbestim-
mung ins Feld geführt werden, zeigen 

die speziellen Kooperationen und Ver-
ständigungen zwischen Management 
und Interessenvertretungen von Un-
ternehmen, die weltweit in unterschied-
lichen Beteiligungsregimen operieren. 
Sie zeigen aber zugleich auch die 
Schwierigkeiten auf, Arbeitnehmerbe-
teiligung und eine sozialpartnerschaft-
liche Führungsphilosophie in Betriebs-
stätten außerhalb Deutschlands zu ex-
portieren, jedenfalls in Länder, in 
denen die Arbeitsbeziehungen        
zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern unberechenbarer und unaus-
geglichener sind als in Deutschland. 
 
 
(1) Kraft Foods 
 
Kraft Foods Inc. ist ein Markenartikel-
unternehmen im Bereich der Nah-
rungsmittelindustrie und ist eine Toch-
ter der Altria Group, Inc. Das global 
organisierte Unternehmen produziert 
weltweit (an 192 Produktionsstätten in 
70 Ländern) mit insgesamt 98.000 Mit-
arbeitern (davon 45.000 in den USA) 
und vertreibt seine Produkte in mehr 
als 155 Ländern. Kraft Foods Deutsch-
land beschäftigt an den sechs deut-
schen Standorten rund 3.800 Mitarbei-
ter. 
 
Management und Interessenvertretung 
haben die Herausforderungen einer 
globalen Organisation, dieses weltwei-
te Zusammenschmelzen unterschiedli-
cher Unternehmen hierzulande ge-
meinsam strukturiert und bewältigt. Der 
Entwicklungsprozess unterstrich die 
exponierte Bedeutung einer "erfahre-
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nen" Interessenvertretung im Unter-
nehmen. Was ist damit gemeint? Be-
triebsräte sind nicht selten die "Histori-
ker" in den Unternehmen, denn sie haben 
die Entwicklungen wie Fehlentwicklun-
gen aus der Unternehmensgeschichte 
persönlich im Rahmen ihrer langjähri-
gen Interessenvertretungsarbeit miter-
lebt (und mit verantwortet) und wissen, 
wie Problemstellungen mit welchem 
Erfolg oder auch Misserfolg gemanagt 
wurden. Die Vorstände wechseln da-
gegen schnell und Manager sind gut 
beraten, wenn sie auf das Erfahrungs-
wissen der Betriebsräte zurückgreifen.1 
Diese Unterstützung gehört zur Unter-
nehmenskultur und ist auch ein Bei-
spiel dafür, wie das Konzept der       
Arbeitsbeziehungen bei Kraft Foods 
Deutschland funktioniert. 
 
Das "Modell" basiert auf folgenden 
Komponenten: 
 
- Gemeinsame Schulungen dienen der 

strategischen Bestandsaufnahme, 
welchen Beitrag Betriebsräte, Ge-
werkschafter und Manager zum Un-
ternehmenserfolg leisten können. 

 
- Die Betriebsräte verstehen sich un-

missverständlich als Ko-Manager und 
werden auch als solche anerkannt. 

 
1 Ganz in diesem Sinne fordert auch eine 

Studie des Wissenschaftszentrums 
Berlin, dass dieses Expertenwissen der 
Arbeitnehmerseite in den Aufsichts-
gremien erhalten bleiben muss und je-
der Vorschlag, das deutsche Modell der 
Unternehmensmitbestimmung abzu-
schaffen, den Standort Deutschland ge-
fährdet, vgl. die Kurzergebnisse in 
Böcklerimpuls, Nr. 2, 2005, S. 4f. 

Sie wollen nicht die Blockierer sein, 
sondern Akteure, die im Unterneh-
men Gestalter wie Berater sind. 

 
- In Unternehmen, in denen die Ar-

beitsbeziehungen modernisiert sind, 
werden auch die Gewerkschaften als 
Kooperationspartner anerkannt und 
akzeptiert. Auch in diesem Unter-
nehmen war die Anerkennung der 
Gewerkschaften in der Vergangen-
heit allerdings keineswegs selbstver-
ständlich, sondern erst nachdem eine 
dogmatische gewerkschaftsfeindliche 
Grundhaltung aus Zeiten der Unter-
nehmensgründung überwunden wer-
den konnte. 

 
- Auf dieser Grundlage ist bei Kraft 

Foods eine Streitkultur entstanden, 
bei der jedes Krisenmanagement zu-
nächst unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit, d.h. hinter verschlossenen 
Türen stattfindet. Kompromisse aus 
der konstruktiven Auseinanderset-
zung werden anschließend gemein-
sam vertreten. Die Festigung dieser 
Kultur von Interessendivergenz, Ko-
operation und Konsens dauerte aber 
durchaus ein Jahrzehnt, der Weg war 
zum Teil auch dornig und die Interes-
senvertreter mussten immer aufs 
Neue das Gespräch mit verschiede-
nen, wechselnden Vorständen       
suchen, um sie auf das Modell zu 
verpflichten. 

 
Die Internationalisierung des Unter-
nehmens ist kein Hindernis, den ein-
geschlagenen Weg fortzusetzen, viel-
mehr zeigt sich: Ein "deutscher" Weg 
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nach diesem Kooperationsmuster kann 
sehr wohl auch in einem amerikani-
schen Tochterunternehmen beschrit-
ten werden. Die amerikanische      
Konzernmutter konnte mittlerweile vom 
"Modell Kraft Foods Deutschland"     
überzeugt werden und die anfängli-
chen Verunsicherungen der deutschen 
Manager, ob die amerikanische Füh-
rung mitgeht oder gegen steuert,      
erwiesen sich als unbegründet. 
 
Zu welchen Erfolgen führen kooperati-
ve Arbeitsbeziehungen nach diesem 
Muster und was kann mit ihnen nicht 
erreicht werden? Unterschiedliche 
wirtschaftliche wie arbeitspolitische 
Beispiele sind exemplarisch dafür an-
zuführen: 
 
- Das Geschäftsmodell ist schneller, 

produktiver und effizienter geworden. 
Entscheidungsprozesse, die früher 
längere Zeit beanspruchten, haben 
sich beschleunigt. Nachdem strategi-
sche Vorhaben des Managements 
mit der Interessenvertretung abge-
sprochen sind, kann vor allem        
unmittelbar mit ihrer betrieblichen         
Umsetzung begonnen werden.  

 
- Ein innovativer Tarifvertrag wurde 

zum Beispiel gemeinsam zwischen 
der Gewerkschaft NGG und der Un-
ternehmensleitung entwickelt. Dieser 
beinhaltet ein Beurteilungssystem, 
nach dem jeder Mitarbeiter am     
Jahresanfang ein persönliches Ziel 
erhält. Die Zielerreichung wird am 
Jahresende beurteilt und beeinflusst 
einen Teil des Arbeitsentgelts. Die-

ses flexible und leistungsabhängige 
Entgeltsystem ist ein Baustein, um 
ein Arbeitsumfeld zu schaffen, in dem 
jeder Mitarbeiter sein Potenzial best-
möglich ausschöpfen kann. 

 
- Die Orientierung nach Osteuropa ge-

hört zwar auch zur aktuellen Unter-
nehmensstrategie und Arbeitsplätze 
werden teilweise nach Osteuropa 
verlagert. Die Interessenvertretung 
konnte zwar vieles verhindern, einige 
Entscheidungen werden aber auch 
unterstützt. Kooperative Interessen-
vertretungsarbeit, in der Betriebsräte 
zu Veränderungsmanagern werden, 
bedeutet somit auch eins: Wer an 
Entscheidungen beteiligt sein will, der 
muss auch alle Entscheidungen mit-
verantworten, nicht nur die positiven. 
Ansonsten würden Betriebsräte zwei-
fellos doch zu Blockierern. 

 
Das Stichwort "Streitkultur" ist aber be-
reits auch gefallen. Das bedeutet: Die 
Arbeitsbeziehungen im Unternehmen 
sind nicht nur von Harmonie und Soli-
darität geprägt. "Ausrutscher" kommen 
genauso vor wie arbeitspolitische 
Misserfolge. Dies verdeutlichen wie-
derum zwei andere Beispiele: 
 
- Es gab durchaus Situationen, in     

denen Entscheidungen auch am Auf-
sichtsrat und damit der Mitbestim-
mung vorbei getroffen wurden.     
Dieses Vorgehen wurde nicht hinge-
nommen, sondern führte zu kräftigen 
Auseinandersetzungen. Sie haben im 
Ergebnis aber zu der Einsicht verhol-
fen, dass jeder Bruch mit gesetzten 
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Regeln zu erheblichen Konflikten 
führt und Unternehmensziele eher er-
reicht werden, wenn sie auf stabilen 
Entscheidungen beruhen, die im 
Konsens getroffen worden sind. 

 
- Die Verhandlungen für einen solidari-

schen, unternehmensinternen "Pakt 
Deutschland" für alle Betriebsstätten 
scheiterten. Nach diesem Vorhaben 
sollten die weniger produktiven Abtei-
lungen und die erfolgreichen Abtei-
lungen bzw. Produktionsstätten im 
Tarifgefüge, d.h. bei den Einkommen 
und Sozialleistungen, nach dem 
Konzept umgestellt werden: "der eine 
gibt und der andere nimmt". Der 
Druck zur Standortsicherung, unter 
dem die einzelnen deutschen Pro-
duktionsstätten stehen, verhinderte 
diesen Plan. Der Pakt wurde nicht 
geschlossen. Solidarität und existen-
tielle Betriebsinteressen (oder auch 
Betriebsegoismen) sind unter einer 
angespannten konjunkturellen Lage 
manchmal nicht miteinander verein-
bar, sondern werden zu widerstrei-
tenden Zielen. 

 
Mit der letzten Problematik ist eine Zu-
kunftsperspektive angesprochen. Das 
Unternehmen steht in den gegenwärti-
gen konjunkturellen Krisenzeiten vor 
neuen wirtschaftlichen Herausforde-
rungen. Erst wenn sie bestanden bzw. 
überstanden sind, kann Bilanz gezo-
gen werden, ob dieses "Modell" lang-
fristig hält und ein gangbarer Weg in 
die Zukunft von Kraft Foods Deutsch-
land ist. 
 

(2) HT Troplast AG 
 
Eine andere "Kostprobe", die zeigt, wie 
Mitbestimmung zur unternehmerischen 
Flexibilität beiträgt, ist die HT Troplast 
AG. Das Unternehmen gehört zur 
kunststoffverarbeitenden Industrie und 
stellt Erzeugnisse für die Automobil-, 
Bau-, Sport- und Freizeitbranche her. 
Das weltweit produzierende Unter-
nehmen verfügt über drei deutsche  
Betriebe. Viele Regelungen und kom-
plexe Entscheidungen sind aber inter-
national, und nicht nur begrenzt auf die 
deutschen Standorte zu treffen.  
 
Das internationale Unternehmensge-
flecht belegt, welche effiziente Rolle 
die "geordneten" Beteiligungsstruktu-
ren in Deutschland spielen. Zweierlei 
ist an diesem Fallbeispiel abzulesen: 
 
- Der Strukturwandel (mit ihm vor      

allem die wirtschaftlichen Schwierig-
keiten der Bauindustrie) zwang zu ei-
nem neuen unternehmenspolitischen 
Kurs, d.h. einem Internationalisie-
rungsprozess. Ohne die Betriebsräte 
und die Beteiligung der Arbeitneh-
mervertreter im Aufsichtsrat wäre 
diese Neuaufstellung sicher weniger 
reibungslos verlaufen. Die Folgen der 
Internationalisierung wären insbe-
sondere für die Mitarbeiter ohne Mit-
bestimmung und die Unterstützung 
des Strukturwandels durch die Be-
triebsräte gravierender ausgefallen. 
Die Beschäftigtenzahl wäre an den 
deutschen Standorten drastischer re-
duziert worden als unter der Mit-
steuerung durch die Interessenvertre-
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tung. Mitbestimmung sichert auch in 
Zeiten der Internationalisierung der 
Produktion Arbeitsplätze und Be-
schäftigung. Dieses Ergebnis bleibt 
festzuhalten. Mitbestimmung verhin-
dert im Rahmen der Internationalisie-
rung aber auch keine ausländischen 
Investitionen. Das Unternehmen 
wurde Anfang 2005 von einem ame-
rikanischen Investor übernommen. 
Dieser beleuchtete im Rahmen der 
Übernahme das Unternehmen und 
damit auch die Beteiligungsstruktu-
ren. Die Mitbestimmung behinderte 
die Investitionsentscheidung nicht, 
wie im Allgemeinen vielfach unter-
stellt wird. Mitbestimmung schreckt 
ausländische Investoren nicht ab. 
Das bleibt als weiteres Ergebnis fest-
zuhalten. Selbst US-Amerikaner er-
kennen die stabilisierende Funktion 
der Mitbestimmung in deutschen Un-
ternehmen an, ganz im Kontrast zur 
obligaten Politik des amerikanischen 
Managements "zu Hause" (vgl. 2.2.). 

 
- Diese Anerkennung der Mitbestim-

mung ist auch berechtigt. Mitbestim-
mung ist ein ernstzunehmender    
Produktionsfaktor. Dies unterstreicht 
das Beispiel der flexiblen Arbeitszeit-
regelungen in Deutschland. Die Tro-
plast AG produziert als kunststoffver-
arbeitender Industriezweig für die 
Bauindustrie. In dieser Branche wird 
aufgrund der klimatischen Bedingun-
gen nicht ganzjährig gearbeitet. Die 
Zulieferfunktion für die Bauindustrie 
erfordert folglich flexible, an den   
Jahreszeiten orientierte Arbeitszeit-
regelungen. Internationale Erfahrun-

gen belegen in diesem Zusammen-
hang, wie die deutschen Mitbestim-
mungsstrukturen bzw. die geregelten 
kollektiven Arbeitsbeziehungen die 
Unternehmensflexibilität stärken. Fle-
xible Arbeitszeitregelungen, die sich 
der Auftragslage anpassen und die 
Wirtschaftlichkeit erhöhen, können 
hierzulande zwischen Management 
und Interessenvertretungen entwik-
kelt und vereinbart werden. Ver-
gleichbare Regelungen existieren in 
einigen ausländischen Betrieben 
entweder nicht oder es fällt zumin-
dest schwerer, eine Flexibilisierungs-
strategie im Bereich der Arbeitszeiten 
umzusetzen. Das Vorhaben wird kom-
plizierter als in Deutschland, weil mit 
Entscheidungskompetenzen ausge-
stattete, kollektive Ansprech- bzw. 
Verhandlungspartner (Betriebsräte, 
Arbeitnehmervertreter, Gewerkschaf-
ten je nach Modell industrieller Be-
ziehungen) weitgehend fehlen. Unter 
diesen Bedingungen müssen indivi-
duelle Vereinbarungen mit den Ar-
beitnehmern getroffen werden, mit al-
len daraus resultierenden Problemen 
für   eine effektive und flexible Perso-
nalarbeit.  

 
Das Fallbeispiel der Troplast AG zeigt 
somit: Zur Flexibilität von Betrieben 
und Unternehmen trägt die kollektive 
Arbeitnehmerbeteiligung maßgeblich 
bei, da sie eine geregelte und verläßli-
che Kooperationsebene schafft. Diese 
ist in Deutschland eben durch die Mit-
bestimmung zu haben. 
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(3) Telekom AG 
 
Zu einem erstrangigen deutschen Glo-
bal Player hat sich die Deutsche Tele-
kom AG entwickelt. Das Unternehmen 
operiert inzwischen weltweit in ca. 40 
Ländern, damit aber in äußerst konträ-
ren Systemen industrieller Beziehun-
gen. Die folgende Polarisierung ver-
deutlicht sehr plastisch den Spagat, 
den solch expansive Unternehmen 
machen: nämlich zwischen weltweit 
höchst unterschiedlichen Mitbestim-
mungsregimen, d.h. durchaus mit ei-
nem der höchsten Niveaus in Deutsch-
land und dem niedrigsten in den USA. 
Dieser Spagat ist kompliziert, nicht nur 
für die Interessenvertretung, sondern 
auch für das Management, aber er 
kann bewältigt werden. 
 
Das US-Investment der Telekom wird 
von einem ausschließlich amerikani-
schen Management geleitet. Dieser 
Ansatz gehört einerseits zur weltweiten 
Führungsphilosophie der Telekom, d.h. 
die Kultur der Unternehmensführung 
soll nicht einfach übergestülpt werden. 
Das US-Management verfolgt aber 
andererseits eine eindeutige "union 
avoidance strategy", während das Un-
ternehmen hierzulande eine beteili-
gungsfreundliche Unternehmenskultur 
unterstützt, die Aufgeschlossenheit  
gegenüber den Gewerkschaften bein-
haltet. Beides passt aber kaum         
zusammen, vielmehr sind die unter-
schiedlichen Ansätze ein Antagonis-
mus, der zwar nicht unlösbar ist, aber 
nur mit Besonnenheit aufgelöst werden 

kann. Das verdeutlicht der folgende 
kurze Einblick in den Steuerungsalltag. 
 
Management und Gewerkschaft sind in 
den USA nahezu "verfeindet". Ausein-
andersetzungen werden im Stil ameri-
kanischer Interessenauseinanderset-
zungen mit großer Regelmäßigkeit vor 
Gericht ausgetragen. Deutsche Mitbe-
stimmungsträger (aus Aufsichtsrat und 
Gewerkschaft ver.di) starteten daher 
den Versuch, in den USA eine Makler-
funktion zu übernehmen. Getrennte 
Gespräche mit amerikanischen Ge-
werkschafts- wie Managementvertre-
tern sollten die Dialogbereitschaft för-
dern, ein anschließender gemeinsamer 
Diskurs mit beiden Lagern eine neue 
Gesprächsfähigkeit zwischen ihnen 
herstellen. Was aber am grünen Tisch 
in Deutschland und im Spiegel der hie-
sigen partnerschaftlichen Kooperation 
vernünftig erscheint, ist in den USA 
kaum umzusetzen. Das Vorhaben 
misslang, denn das verhärtete negati-
ve Grundverständnis zwischen Ma-
nagement und Gewerkschaft, das die 
konfliktiven Arbeitsbeziehungen, die 
tiefen Gräben und harten Fronten in 
den USA deutlich wiedergibt, war  al-
lein durch Kommunikation nicht    auf-
lösbar. 
Nach dieser Erfahrung ist daher ein 
erneuter Versuch unternommen wor-
den, diesmal einen konstruktiveren 
Weg einzuschlagen, der auf intensiver 
Informations- und Überzeugungsarbeit 
zur Unternehmensethik der Telekom, 
d.h. zu den Grundwerte des Unter-
nehmens, die weltweit gelten sollen, 
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beruht. Grundlage des Konzepts ist   
Erfahrungslernen, um berufliche Sozia-
lisationsprozesse zu initiieren, die   
diesen amerikanischen "way of life" 
überarbeiten. Dazu gehören zwei Vor-
haben: 
 
- Der Weltverband der Telekommuni-

kationswerke (UNI) wird mit der     
Absicht involviert, die Management-
ebene besser zu informieren und 
Transparenz über das deutsche    
System industrieller Beziehungen zu 
schaffen. Information bzw. Wissen 
darüber reicht aber allein nicht aus, 
beides muss im beruflichen Handeln 
erfahrbar werden. 

 
- Vertreter des Managements wie der 

Gewerkschaften sollen konkrete per-
sönliche Erfahrungen mit den Syste-
men industrieller Beziehungen in   
Europa und besonders in Deutsch-
land machen. Nur der einen oder an-
deren Seite diese Option anzubieten, 
würde nicht ausreichen, um das oben 
genannte "ethische" Führungsziel zu 
erreichen. Ein amerikanischer Ge-
werkschaftsvertreter soll über die 
Gewerkschaft ver.di angestellt und 
über dieses Anstellungsverhältnis in 
den Aufsichtsrat der Telekom einge-
bunden werden. Zugleich soll das 
Management der T-Mobile USA in 
die deutsche Mitbestimmung "einge-
führt" werden. So wird zunächst eine 
amerikanische Managerin in den Vor-
stand der europäischen Gesellschaft 
integriert und mit einer Steuerungs-
funktion ausgestattet. Im konkreten 
Tagesgeschäft soll die deutsche Mit-

bestimmung und ihre Funktionsweise 
erfahren und verstanden werden. 

 
Ob sich mit solchen Brücken die Ver-
hältnisse bzw. Arbeitsbeziehungen in 
Ländern mit divergierenden Beteili-
gungsregimen und Arbeitsbeziehun-
gen vereinbaren lassen, in denen die 
Telekom operativ agiert, bleibt noch 
abzuwarten. Das Konzept zeigt aber 
die Richtung auf, wie dort, wo eine 
Mitbestimmung nach deutschem Mu-
ster niemals greifen würde und ein 
Konfliktmodell die Arbeitsbeziehungen 
zwischen den Akteuren prägt, eine Be-
teiligungs- und Kooperationskultur    
etabliert werden könnte, die konfliktive 
Beziehungen und einseitige Machtpo-
tenziale zwar nicht beseitigt, aber zu-
mindest mit dem Ziel abschwächt, eine 
bessere Verständigung darüber zu er-
reichen, unter welchen Bedingungen in 
internationalen Unternehmen Konflikte 
gelöst und Entscheidungen getroffen 
werden. 
 
 
1.3 Zwischenbilanz: Die Argumente 

für die deutsche Mitbestimmung 
 
Welche vorläufige Quintessenz kann 
aus dem vorgestellten Anschauungs-
material gezogen werden? Die Praxis-
beispiele belegen, zu welchen Vortei-
len die deutsche Mitbestimmung führt, 
welche Chancen sie für die Unterneh-
men beinhaltet und wie dadurch       
bereits einige der Argumente gegen 
die deutsche Mitbestimmung entkräftet 
werden können. Eine sicher unvoll-
ständige Auflistung zeigt diesen positi-
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ven Trend zu den Mitbestimmungsfol-
gen auf: 
 
- Demokratisch gewählte Interessen-

vertreter erhalten durch den Rückhalt 
deutscher Mitbestimmungsrechte Le-
gitimation und Anerkennung nicht nur 
bei den Arbeitnehmern, die sie ver-
treten, sondern auch bei Manage-
ment und Arbeitgebern. Mitbestim-
mung besitzt eine Konfliktreduktions-
funktion, senkt damit die Konfliktlö-
sungskosten und trägt zur Flexibi-
lisierung der Betriebsabläufe bei, 
besonders wenn sich Unternehmens- 
und Arbeitnehmerinteressen an Wirt-
schaftlichkeit und Arbeitsplatzsicher-
heit vereinbaren lassen. 

 
- Mitbestimmung ist wettbewerbsför-

dernd, nicht wettbewerbsbehindernd. 
Belegschaften, deren Interessen 
durch Betriebsrat und Aufsichtsrat 
vertreten werden, tragen unterneh-
merische Entscheidungen eher mit. 
Das heißt: Mitbestimmung mag eini-
ge Entscheidungen zunächst auch 
verlangsamen. Sind sie aber erst ge-
troffen, verbessert der erzielte Kon-
sens, den die Arbeitnehmervertreter 
der Belegschaft vermitteln, ihre 
Durchsetzbarkeit. Mitbestimmung 
steigert auf diese Weise die Produk-
tivität und stabilisiert die Geschäfts-
abläufe.1 Sie ist daher sicher kein   
Effizienznachteil. 

 

                                                                      

1 Zu diesem Ergebnis gelangt auch die Un-
ternehmensberatung Roland Berger und 
unterstreicht die Produktivitätsfunktion der 
dt. Mitbestimmungskultur. Nach einer Stu-
die des Wissenschaftszentrums Berlin be-

- Mitbestimmung ist aber keineswegs 
mit Harmonie gleichzusetzen, sie 
entspringt nicht etwa einem Harmo-
niebedürfnis in der deutschen Menta-
lität, das anderswo auf der Welt so 
nicht vorkommt. Mitbestimmung hat 
vielmehr eine effiziente Streitkultur 
am Wirtschaftsstandort Deutschland 
geschaffen. Sie ist somit als ein ho-
hes Gut der deutschen Arbeitskultur 
zu bewerten. 

 
- Die immer noch vorhandene "Angst" 

einiger deutscher Manager vor aus-
ländischen Konzernchefs bzw. Inve-
storen ist weitgehend unbegründet. 
Dafür spricht im übrigen auch, dass 
schon etwa 30 Prozent der Unter-
nehmen, die dem deutschen Mitbe-
stimmungsgesetz unterliegen, zu 
ausländischen Konzernen gehören. 
Das weit verbreitete und hartnäckige 
Gerücht, dass Mitbestimmung aus-
ländische Investitionen verhindere, ist 
nicht allzu ernst zu nehmen. 

 
Trotz dieser Vorteile und Chancen 
scheint die deutsche Mitbestimmung 
auf den oberflächlichen Blick weltweit 
vereinsamt dazustehen. Oder anders: 
Kein anderes Land hat die deutsche 
Mitbestimmung übernommen, sondern 
sie steht in direkter Konkurrenz und im 
Wettbewerb zu unterschiedlichen na-
tionalen Mitbestimmungssystemen. 
Die folgende Ausweitung des Blick-
felds über die Landesgrenzen versucht 
daher, die deutsche Mitbestimmung 
vor allem im europäischen Kontext 

 
fürworten 70% der deutschen Manager die 
Mitbestimmung 
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einzuordnen und auf den Prüfstand zu 
stellen, aber auch im Spiegel einer Be-
standsaufnahme zu den US-
amerikanischen Arbeitsbeziehungen 
und Konfliktlösungsmechanismen zu 
bewerten. 
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2. Verwässerung der deutschen 

Mitbestimmung im europäi-
schen und globalen Schmelz-
tiegel? 

 
Die industriellen Beziehungen und re-
gierungspolitischen Programmatiken 
zur Arbeitnehmerbeteiligung sind in-
ternational höchst unterschiedlich und 
noch ist nicht ausgemacht, welche 
Muster europa- und weltweit "überle-
bensfähig" sind, um Arbeitnehmer    
unter sich verändernden gesellschafts- 
und wirtschaftspolitischen Rahmenbe-
dingungen nachdrücklich zu vertreten. 
Die Globalisierung, aber auch die EU 
mit ihrer Osterweiterung stellen daher 
auch die Strukturen deutscher Mitbe-
stimmung vor eine neue Bewährungs-
probe. Die Konkurrenzsituation, in der 
sich die deutsche Mitbestimmung be-
findet, erschließen der nachstehende 
Blick auf die höchst unterschiedlichen 
Verfahren zur Arbeitnehmerbeteiligung 
in Europa sowie ein Abriss zu den US-
amerikanischen Arbeitsbeziehungen. 
Aus diesen Exkursen in unterschiedli-
che Arbeitswelten, aus den unter-
schiedlichen soziokulturellen Betrach-
tungswinkeln wird auch ersichtlich, wie 
die deutsche Mitbestimmung von "au-
ßen" wahrgenommen und wie ihr wirt-
schaftlicher und sozialer Stellenwert 
international interpretiert wird. Diese 
Außenwahrnehmung liefert weitere Er-
kenntnisse, um die Zukunftsaussichten 
der deutschen Mitbestimmung in einer 
globalisierten Arbeitswelt besser abzu-
schätzen. 
 
 

2.1 Europa und die deutsche Mitbe-
stimmung 

 
In Europa existiert mehr Arbeitneh-
merpartizipation als ein unkundiger 
Beobachter zunächst vermuten würde, 
jedenfalls dann, wenn man nicht nur 
die Mitbestimmung auf höchsten Un-
ternehmensebenen, sondern das ge-
samte "Beteiligungsprogramm" ins 
Blickfeld nimmt. Der gesellschaftliche 
Konsens, die Arbeitnehmer und auch 
ihre Gewerkschaften im Betrieb und 
Unternehmen zu beteiligen, ist in Eu-
ropa relativ breit, auf jeden Fall we-
sentlich ausgeprägter als z.B. in den 
USA (vgl. Kapitel 2.2). 
 
Die Bereitschaft, diesem Thema im 
gesellschaftlichen Diskurs noch mehr 
Raum zu widmen, könnte sogar noch 
weiter gefördert werden. Angespro-
chen ist die EU-Verfassung. Wie die 
Beteiligung der Arbeitnehmer in Zu-
kunft erfolgt, hängt allerdings davon 
ab, ob und unter welchen Vorausset-
zungen die europäische Verfassung 
ratifiziert wird. Wenn die Umsetzung 
des Vorhabens trotz bekannter 
Schwierigkeiten gelingt, ist allerdings 
ein Grundrecht auf Information- und 
Konsultation der Arbeitnehmer für alle 
EU-Staaten bindend. Dies wäre eine 
weitere verbindliche europäische Aus-
gangsbasis, um Arbeitnehmer am 
Wirtschaftsgeschehen zu beteiligen, 
unabhängig von der Frage, in welcher 
Beteiligungsvariante die Arbeitnehmer 
auf der nationalen Ebene, in den na-
tionalen Arbeitskulturen Gehör finden. 
Die europäische Einigung, der Euro-
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päisierungsprozess braucht aber of-
fenkundig mehr Zeit als erwartet. Unter 
dem Kriterium der Arbeitnehmerbetei-
ligung sind die Rückschläge in diesem 
Prozess möglicherweise aber weniger 
gravierend als auf anderen Politikfel-
dern, denn die Mitbestimmung in Be-
trieb und Unternehmen ist bereits in 
zahlreichen europäischen Ländern ge-
regelt, nicht nur in Deutschland. 
 
Nach einer Bestandsaufnahme der 
Mitbestimmungsrechte auf Unterneh-
mensebene in den 28 europäischen 
Ländern, welche die SE-Gesetzge-
bung1 anwenden, haben in 19 Ländern 
die Arbeitnehmer bereits das Recht, 
ihre Interessen in den höchsten Unter-
nehmensorganen zu vertreten.2 Diese 
Interessenvertretung beruht zwar in 
der Regel nicht auf der gleichen Quali-
tät und Quantität wie im deutschen 
Mitbestimmungsmodell. In immerhin 12 
Länder sind allerdings Mitbestim-
mungsrechte weit verbreitet, d.h. in   

 

                                                

1 SE = Europäische Aktiengesellschaft 
(Societas Europaea), vgl. im Detail die 
Vertretungsmodelle und Schwellenwer-
te auf Unternehmens- und Betriebs-
ebene der einzelnen Ländern in Stollt, 
M./ Kluge, N. 2005 unter 
www.seeuropa-network.org. 

 
2 Das bedeutet für die 25 Mitgliedsstaa-

ten der EU, dass davon 18 gesetzliche 
Vorgaben für die Beteiligung der Ar-
beitnehmervertreter an den Entschei-
dungen in den Leitungs- und Aufsichts-
gremien der Unternehmen kennen. In 7 
EU-Mitgliedsstaaten (Belgien, Zypern, 
Estland, Litauen, Lettland, Italien und 
Großbritannien) gibt es dagegen keine 
rechtliche Grundlage für Arbeitnehmer-
vertretungen in den Leitungsgremien 
der Unternehmen. 

öffentlichen wie in privaten Unterneh-
men. Die meisten der Länder mit weit 
verbreiteten Mitbestimmungsrechten 
haben sogar niedrigere Schwellenwer-
te als in Deutschland, ab denen die 
Mitbestimmung auf Unternehmens-
ebene greift (z.B. Schweden, Dänmark 
sowie die neuen EU-Beitrittsländer). In 
7 Ländern sind die Mitbestimmungs-
rechte vor allem auf staatliche und pri-
vatisierte Unternehmen begrenzt und 
in weiteren 9 Ländern sind keine Re-
gelungen zur Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer getroffen worden. 
 
Andere europäische Länder verfügen 
ebenfalls über betriebliche Repräsen-
tationsrechte. Über nationale Betriebs-
verfassungen üben die jeweiligen      
Interessenvertretungen ihre Beteili-
gungsrechte aus. Die Schwellenwerte, 
ab  denen sie dies dürfen, sind dabei   
ebenso unterschiedlich wie die Interes-
senvertretungsstrukturen und die Kom-
petenzen der Interessenvertreter 
selbst:3

 
- In den überwiegenden Fällen greift 

die Mitwirkung erst ab 20-50 Arbeit-
nehmern, in Ländern wie Deutschland, 
Tschechien, Slowakei und Litauen 
deutlich unter diesen Schwellenwer-
ten.  

 

 
3 Vgl. zum Folgenden die Übersicht zu 

den Schwellenwerten, Vertretungsmo-
dellen auf betrieblicher Ebene und ihre 
Grundtypen ausführlich in Pressemittei-
lung Nr. 16/ 2005 des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln sowie IW-
Trends Nr. 02/2005. 
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- Auch die Grundtypen der Interessen-
vertretung sind sehr verschieden. In 
Deutschland, Griechenland, Lettland, 
Litauen, Niederlanden, Österreich, 
Portugal, Slowakei, Spanien und   
Ungarn existieren reine Arbeitneh-
mervertretungen, d.h. gewählte  "Be-
triebsratsgebilde" nach der deut-
schen Terminologie. In Belgien,    
Dänemark, Frankreich, Irland und 
Luxemburg gehören dem Betriebsrat 
auch Vertreter der Arbeitgeberseite 
an. Die Gremien sind folglich ge-
mischt, die Akteure von Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerseite verhandeln 
auf dieser institutionellen Ebene      
direkt. Reine Gewerkschaftsvertre-
tungen kennen dagegen Finnland, 
Schweden, England und Irland. 

 
- In einigen Ländern sind die Beteili-

gungstatbestände, d.h., die Sachver-
halte, bei denen mitbestimmt wird, 
inhaltlich weit ausgebaut (wie in 
Deutschland), in anderen eher ein-
gegrenzt (z.B. nur auf soziale Ange-
legenheiten). 

 
- Eine entscheidungserhebliche Betei-

ligung der Interessenvertretungen ist 
ebenfalls nicht überall geregelt, die 
Mitwirkung der Interessenvertretung 
ist im Zweifelsfall nicht überall "er-
zwingbar", d.h. sie beruht nicht auf 
Zustimmung und ggf. Widerspruch, 
sondern wird auf Beratung, Anhörung 
und Unterrichtung beschränkt. 

 
- Zudem sind die rechtlichen Grundla-

gen der Arbeitnehmervertretungen 
unterschiedlich, d.h. Mitwirkungs- 

und Mitbestimmungsrechte beruhen 
auf Gesetzen (in den meisten Län-
dern) oder auf Tarifvertrag (Belgien, 
Dänemark, Finnland, Schweden, z.T. 
Litauen) wie auf freiwilligen Vereinba-
rungen (gewerkschaftliche Shop 
Stewards in England). 

 
In fast allen Ländern sind die Arbeit-
nehmer somit in den Führungsorganen 
der Unternehmen vertreten, auch in 
denjenigen mit einem eingliedrigen 
Boardsystem. Die Mitbestimmung ist in 
Deutschland zwar durchaus am weite-
sten geregelt, aber z.B. auch Schwe-
den besitzt eine sehr partnerschaftli-
che Wirtschaftskultur und ein ebenfalls 
hochentwickeltes Mitbestimmungssy-
stem. Mitbestimmung beruht in 
Deutschland auf einem dualistischen 
System der Unternehmensverfassung, 
das heißt mit zwei Organen (Vorstand 
und Aufsichtsrat) gegenüber dem mo-
nistischen System (mit einem Board) 
wie z.B. im skandinavischen Raum.1 
Solche Mitbestimmungsmodelle sollten 
aber nicht als Konkurrenzmodelle ver-
standen werden. Eine Diskussion, ob 
die 50-prozentige Arbeitnehmerbeteili-
gung im Aufsichtsrat nach dem deut-
schen Modell "mehr" ist als eine 1/3 
Beteiligung durch Arbeitnehmerdirekto-
ren im Board der monistischen Unter-
nehmensverfassung, wäre im Grunde 
verfehlt. So liegt der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad z.B. in Schweden 
mit 80 Prozent ausgesprochen hoch 
und die Interessenvertreter können 

 
1 In den monistischen Boardsystemen 

sind Vorstand und Aufsichtsrat "ein" 
Gremium. 
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sich machtpolitisch auf eine sehr star-
ke Basis stützen. Über die Qualität von 
Interessenvertretung darf daher nicht 
zu formalistisch debattiert werden, 
wenngleich sich eine Vertretung von 
Interessen durchaus auf starke Rechte 
stützen sollte, um die Machtbalance 
zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern auszugleichen. Dennoch sind 
Rechte und Quantitäten nur ein Indika-
tor für reale Machtverhältnisse, aber 
nicht der einzige Bewertungsmaßstab 
für verschiedene Systeme von Arbeit-
nehmerbeteiligung. "Akteursmacht" 
speist sich auch aus anderen Quellen 
wie Anerkennung, Tradition, informel-
len Einflussmöglichkeiten etc. 
 
Das heißt zusammengefaßt: Die euro-
päische Partizipationslandschaft ist 
demnach zwar strukturiert, aber den-
noch ziemlich unübersichtlich. Eine 
Einsicht hat sich in Europa trotz aller 
rechtlicher Unterschiede fast flächen-
deckend durchgesetzt: In komplexen 
Arbeitsvorgängen mit qualifizierten Be-
legschaften sind Kommunikation und 
Partnerschaft zu wichtigen Parametern 
des wirtschaftlichen Erfolgs geworden. 
Beides setzt eine verantwortliche Teil-
habe der Arbeitnehmer voraus, die in 
Europa mittlerweile mehr Regel als 
Ausnahme ist. Die unterschiedlichen 
Varianten von Mitbestimmung und 
Mitwirkung entsprechen dabei der so-
ziokulturellen Historie der jeweiligen 
Länder. Arbeitnehmerbeteiligung ge-
hört nach dieser Bestandsaufnahme 
aber auf jeden Fall fest zu den        
Corporate-Governance-Strukturen vie-
ler Länder Europas.  

Wie wird die deutsche Mitbestimmung 
angesichts dieses europäischen 
Grundkonsens und unter der gleichzei-
tigen Vielfalt von Arbeitnehmerbeteili-
gung von außen beurteilt? Erste Hin-
weise auf diese Beurteilung liefert die 
französische Perspektive. 
 
Die französische Außensicht auf die 
deutsche Mitbestimmung legt nach 
Einschätzung französischer Partizipa-
tionsforscher ein Paradox offen, das 
mit dem Zustand der französischen 
Gewerkschaften zusammenhängt. Die 
Situation, in der sich die französischen 
Gewerkschaften befinden, ist schwieri-
ger geworden: 
 
- Die gewerkschaftliche Organisation 

ist stark rückläufig. Der Organisati-
onsgrad liegt inzwischen niedrig, d.h. 
in der Privatwirtschaft bei nur etwa 5 
Prozent. Dieser Durchschnittswert 
zeigt aber die Schärfe der Problema-
tik auf. In den meisten Betrieben gibt 
es überhaupt keine gewerkschaftlich 
Organisierten mehr, in anderen dafür 
15-20 Prozent, was die Schwäche 
der französischen Gewerkschaftsbe-
wegung kaum kompensiert. 

 
- Die Konfrontationslinien zwischen 

Kapital und Arbeit sind dafür um so 
stärker ausgeprägt. Arbeitskämpfe 
stehen in Frankreich bekanntlich 
weitaus häufiger auf der Tagesord-
nung als hierzulande.1 Wenngleich 

 
1 Dabei spielt allerdings das "individuelle" 

Streikrecht der Arbeitnehmer eine 
maßgebliche Rolle, denn spontane 
Streiks sind im Gegensatz zu Deutsch-
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etwas vereinfachend, kann im Falle 
Frankreichs durchaus eher von ei-
nem Konfliktmodell der Arbeitsbezie-
hungen gesprochen werden, ganz im 
Gegensatz zum deutschen Kon-
sensmodell. Die französischen Ar-
beitgeber gehören auch nicht zu den 
mitbestimmungsfreundlichsten in Eu-
ropa. Allzu positiv stehen sie der Ar-
beitnehmerbeteiligung nicht gegen-
über. 

 
- In Frankreich gibt es im Gegensatz 

zur deutschen monistischen Arbeit-
nehmervertretung im Betrieb (dem 
Betriebsrat) ein duales System der 
Interessenvertretung in den Betrie-
ben: die Gewerkschaftsdelegierten 
und den Betriebsrat.1 In Frankreich 
können die Arbeitnehmer dieses Be-
triebsratsgremium wählen, d.h. in  
Betrieben mit mindestens 50 Arbeit-
nehmern sind die Arbeitgeber       
verpflichtet, die Bildung eines Be-
triebsrats zuzulassen. Nach der fran-
zösischen Betriebsverfassung hat 
dieser Betriebsrat eher beratende 
Funktion, die Beteiligungsrechte kön-
nen durch Vereinbarungen aber wei-
ter konkretisiert werden. Der Be-
triebsrat muss in wirtschaftlichen 
Entscheidungen informiert und kon-

 
land in Frankreich erlaubt und werden 
auch als Machtmittel eingesetzt. 
 

1 Die Gewerkschaftsdelegierten werden 
von den im Betrieb (mit mehr als 50 
Beschäftigten) vertretenen Gewerk-
schaften bestimmt (nicht gewählt), an 
den Verhandlungen der Gewerkschaf-
ten über die Arbeitsbedingungen betei-
ligt und vertreten die Gewerkschaften 
gegenüber dem Arbeitgeber. 

sultiert werden, besitzt aber kein Ve-
torecht. In der Praxis hat er einen 
entscheidenderen Einfluss im Be-
reich der betrieblichen Sozialleistun-
gen. Grundsätzlich entscheidet je-
doch der Arbeitgeber bzw. sein Ver-
treter, der in diesem gemischten 
Gremium den Vorsitz führt. Diese Be-
triebsratsgremien werden in immer 
mehr Betrieben gegründet. Als ein 
besonderes Problem empfinden die 
französischen Gewerkschaften aber 
zunehmend die Aufspaltung zwi-
schen der Vertretung der Arbeitneh-
mer im Betrieb durch diesen Be-
triebsrat und der gewerkschaftlichen 
Organisation bzw. Vertretung. Wis-
senschaftliche Untersuchungen zei-
gen, dass die Arbeitnehmer dadurch 
zwar in zahlreichen Betrieben gut 
vertreten werden, ihre Bezugspunkte 
zu den Gewerkschaften aber gerin-
ger geworden sind. Dort, wo im Zuge 
sinkender gewerkschaftlicher Organi-
sation keine Gewerkschaften mehr in 
den Betrieben vertreten sind, wird der 
Betriebsrat zum einzigen Verhand-
lungs- und Vertretungsorgan und die 
Gewerkschaften haben keine Mög-
lichkeit, ihre Kandidaten für das 
Gremium aufzustellen. Die französi-
schen Gewerkschaften müssen da-
her nunmehr versuchen, diese      
Betriebsräte mehr zu begleiten sowie 
eine Diskrepanz zwischen der tradi-
tionellen historischen Entwicklung 
und Ausrichtung der Gewerkschaften 
(vor allem ihrem eher konfliktiven An-
satz) und der Arbeits- und Beteili-
gungsrealität der Arbeitnehmer zu 
überwinden, damit modernisierte 
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Gewerkschaften die Arbeitnehmer 
wieder organisieren und vertreten 
können. 

 
Woraus resultiert vor dem Hintergrund 
dieser Kontextanalyse französischer 
Arbeitsbeziehungen die "paradoxe" 
Außenwahrnehmung zur deutschen 
Mitbestimmung? Die französischen 
Arbeitgeber bewerten die deutsche 
Mitbestimmung in der Regel durchaus 
positiv. Diese Haltung scheint im Wi-
derspruch zu ihrer Bewertung von    
Arbeitnehmerbeteiligung und ihrer Ge-
sinnung gegenüber den Gewerkschaf-
ten im eigenen Lande zu stehen. Die 
organisationsgeschwächten französi-
schen Gewerkschaften mahnt diese 
Bewertung der deutschen Mitbestim-
mung im Spiegel ihrer Erfahrung mit 
dem französischen Interessenvertre-
tungssystem dagegen zur Vorsicht: 
Wenn Arbeitgeber Mitbestimmung 
nach deutscher Couleur befürworten, 
dann wohl nur aus dem Grund, dass 
sie Mitbestimmung mit einem konflikt-
freien Betrieb gleichsetzen, den sie in 
Frankreich zu wenig haben. Die fran-
zösischen Gewerkschaften würden 
daher einer deutschen Betriebsverfas-
sung und dem Modell der deutschen 
Mitbestimmung auf Unternehmens-
ebene keinesfalls uneingeschränkt zu-
stimmen. 
 
Dieses Bild über die französischen Er-
wartungshaltungen ist zugegeben 
stark vereinfacht und schon allein in 
Anbetracht der unterschiedlichen fran-
zösischen Richtungsgewerkschaften 
sicherlich noch vielfältiger, zeigt aber 

plastisch ein grundlegendes Missver-
ständnis von deutscher Mitbestimmung 
auf. 
 
Französische Arbeitgeber und Ge-
werkschaften zeigen im Prinzip näm-
lich die gleiche Außenwahrnehmung 
zur deutschen Mitbestimmung, die 
nicht realitätsgerecht ist, sondern 
durch das französische Modell der Ar-
beitsbeziehungen gefärbt wird. Die 
Sichtweisen lassen sich auf einen ge-
meinsamen Nenner bringen: Mitbe-
stimmung schafft konfliktfreie Zonen im 
marktwirtschaftlichen Handeln. Diese 
Konfliktlosigkeit stärkt Unternehmens-
interessen und schwächt die Durch-
setzung von Arbeitnehmerinteressen. 
Diese Fehlinterpretation von deutscher 
Mitbestimmung wäre in deutsch-
französischen Dialogen erst einmal 
auszuräumen, denn die deutsche Mit-
bestimmung löst zwar Konflikte effekti-
ver und führt zumeist in einen Kon-
sens, verhindert oder unterdrückt sie 
aber nicht. Das liegt eben an den 
deutsch-französischen Unterschieden 
in den institutionellen Regeln zur Be-
triebsverfassung und Mitbestimmung 
im Unternehmen, d.h. im Gegensatz 
zu Frankreich an den mit erzwingbaren 
Beteiligungsrechten ausgestatteten 
Betriebsrats- und Aufsichtsratsmitglie-
dern in Deutschland. 
 
Eine Außensicht auf die deutsche Mit-
bestimmung ist aus der Perspektive 
der französischen Nachbarn, wenn-
gleich nicht repräsentativ, so doch 
stellvertretend für einen westeuropäi-
schen Standpunkt skizziert worden. 
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Als nächstes soll geprüft werden, wie 
dieser Blick auf das deutsche Mitbe-
stimmungssystem aus den neuen mit-
tel- und osteuropäischen EU-
Beitrittsstaaten erfolgt und welche Va-
riablen dort das Urteil beeinflussen. 
 
In den neuen EU-Ländern werden die 
Funktion und Wirkung der deutschen 
Mitbestimmung unterschiedlich inter-
pretiert. Dabei spielen die Erfahrungen 
eine Rolle, die im gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Transformations-
prozess dieser Länder und mit neuen 
Beteiligungsrechten bzw. veränderten 
Arbeitsbeziehungen gemacht wurden. 
Die wesentlichen Variationen, wie Mit-
bestimmung und Arbeitsbeziehungen 
in Deutschland gesehen werden, las-
sen sich wie folgt beschreiben und zu 
Grundmustern bündeln. 
 
Die Meinungen über das deutsche 
Mitbestimmungsmodell hängen zu-
nächst davon ab, in welchem Unter-
nehmen die Arbeitnehmer beschäftigt 
sind. In deutschen Firmen, die sich in 
den mittel- und osteuropäischen Län-
dern ansiedeln, reicht die betriebliche 
Beteiligung in der Regel über den na-
tionalen gesetzlichen Rahmen der 
neuen EU-Länder hinaus. In diesem 
Falle wird das deutsche Mitbestim-
mungsmodell nahezu uneingeschränkt 
als positiv bewertet. Das zeigt das Bei-
spiel von Skoda aus dem VW-
Konzern. Nachdem die Übernahmeab-
sichten bekannt wurden, engagierten 
sich die Gewerkschaften für VW, nicht 
nur, aber auch wegen des Mitbestim-
mungsmodells und der traditionsrei-

chen, kooperativen Führungsphiloso-
phie von VW. 
 
Solche Auffassungen über die deut-
sche Mitbestimmung oder auch ge-
meinhin über westeuropäische Wirt-
schafts- und Sozialmodelle sind aller-
dings nicht zu verallgemeinern. In 
vielen nationalen Unternehmen der 
mittel- und osteuropäischen Staaten 
bestehen verschiedene Vorbehalte 
sowie interessenvertretungspolitische 
Schwierigkeiten, welche die Urteile 
beeinflussen und den positiven Bewer-
tungstrend relativieren. Dreierlei ist 
hervorzuheben:1

 
- Jahrzehntelange ist das westeuro-

päische marktwirtschaftliche Sozial-
staatsmodell in den kommunistischen 
Staaten Mittel- und Osteuropas     
diskreditiert worden. Dieses Bewer-
tungsmuster läßt sich nicht per "Dik-
tat" des gesellschaftlichen Umbruchs 
so einfach aus den Köpfen verdrän-
gen. 

 
- Zugleich waren die Informationen 

über die westeuropäischen Verhält-
nisse nach dem Zusammenbruch 
dieser kommunistischen Regime ge-
ring. Die Defizite wirken bis heute 
nach und viele Belegschaften mittel- 
und osteuropäischer Unternehmen 

 
1 Vgl. dazu ausführlicher die Publikation 

des Arbeitskreises Arbeit-Betrieb-Politik 
in FES 2004: Die EU-Osterweiterung: 
Eine Herausforderung für die betriebli-
che Interessenvertretung!? Ein grenz-
überschreitender Erfahrungsaustausch 
von Praktikern. Reihe Wirtschaftspoliti-
sche Diskurse Nr. 157, Bonn. 
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sind entweder kaum über die Mitbe-
stimmung informiert oder die Mitbe-
stimmung westeuropäischen bzw. 
besonders deutschen Zuschnitts wird 
ganz in der Tradition kommunisti-
scher Interpretationsfolien als eine 
Fassade zur besseren Gestaltung 
der Ausbeutung interpretiert. Dieses 
Vorurteil baut sich in Gesellschaften, 
die auch bürgerschaftliches Enga-
gement und die zivilgesellschaftliche 
Funktion von Nicht-Regierungsorga-
nisationen (NRO) und ihrer Akteure 
erst seit kurzer Zeit kennengelernt 
haben, nur allmählich ab. Der Trans-
formationsprozess braucht Zeit, zu-
mal er jetzt zu einem Europäisie-
rungsprozess geworden ist, der 
selbst in Westeuropa schon immer 
zäh war und weiterhin ist. 

 
- Nicht überall dort, wo in Mittel- und 

Osteuropa Mitbestimmung drauf-
steht, steckt ganz so viel Mitbestim-
mung drin, wie jedenfalls aus deut-
scher Sicht erwartet werden könnte. 
Selbst wenn sich die Interessenver-
tretungen terminologisch vergleichbar 
zu Deutschland Betriebsräte nennen, 
sind die Standards der Betriebsrats-
arbeit kaum vergleichbar. So vertre-
ten die neuen Betriebsratsmitglieder 
unter Umständen 1000 Arbeitneh-
mer, aber dem Betriebsratsvorsitzen-
den stehen nur 300 Stunden im Jahr 
für seine Interessenvertretungsarbeit 
zur Verfügung und das bei gleichzei-
tiger Mitgliedschaft im europäischen 
Betriebsrat. Diese Proportion gibt 
durchaus die Interessenvertretungs-
kapazitäten bzw. die unzureichende 

Ausstattung der Betriebsräte in den 
mittel- und osteuropäischen EU-
Ländern wieder, und zwar in perso-
neller wie materieller Hinsicht. Mitbe-
stimmung wird unter diesen Bedin-
gungen zum komplizierten Projekt, 
von ihr wird weniger erwartet als 
hierzulande und die Auffassungen 
über Chancen und positive Folgen 
von Mitbestimmung, wie sie deutsche 
Betriebsräte und Gewerkschafter ver-
treten, werden weniger geteilt. Oder 
anders: die Funktionsweise der deut-
schen Mitbestimmung ist schwerer zu 
vermitteln und die Außenwahrneh-
mung mittel- und osteuropäischer In-
teressenvertretungen prägt daher 
manchmal auch Skepsis. 

 
- Die Urteile hängen zu guter Letzt mit 

den Erfahrungen aus anderen natio-
nalen Reformprozessen nach der ge-
sellschaftlichen "Wende" zusammen. 
Einige Wirtschafts- und Sozialrefor-
men fallen hinter den Stand der alten 
Regime zurück, jedenfalls aus Sicht 
der Beschäftigten. Diese Erfahrung 
überträgt sich auch auf das deutsche 
"Konsensmodell" der Mitbestimmung 
und die neu- bzw. fremdartigen Ar-
beitsbeziehungen werden mit Vor-
sicht bewertet. 

 
Diese "Einstellungsanalyse" deutet zu-
gleich auf zwei Zukunftsaufgaben hin: 
 
- Um Arbeitnehmerbeteiligung in den 

neuen EU-Ländern zu stärken, soll-
ten die mittel- und osteuropäischen 
Betriebsräte und Gewerkschafter 
durch grenzüberschreitende Koope-
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rationen noch mehr aus Deutschland 
unterstützt werden.1

 
- Zu diesem Vorhaben gehört aber 

auch, dass sich deutsche Interessen-
vertreter auf der europäischen Ebene 
für eine positive Revision der Richtli-
nie für europäische Betriebsräte und 
die kommende Umsetzung der Richt-
linie für Information und Konsultation 
der Arbeitnehmer stark machen. Was 
im Spiegel der industriellen Bezie-
hungen in Deutschland in diesem 
Zusammenhang aber womöglich als 
schwache Partizipation ohne Mitver-
antwortung und Mitentscheidung an-
gesehen wird, ist für viele mittel- und 
osteuropäische Länder erst der Be-
ginn von betrieblicher Sozialpartner-
schaft und Mitbestimmung.  

 
Zusammenfassend lässt sich als Fazit 
zur Arbeitnehmerbeteiligung in Europa 
festhalten: Das "europäische Mitbe-
stimmungsmodell" wird es auch in Zu-
kunft nicht geben, daher ist auch die 
deutsche Mitbestimmung, die im euro-
päischen Vergleich durchaus die aus-
geprägtesten Regelungen und eine  
relativ hohe Anzahl unterschiedlicher 
Organe der Arbeitnehmervertretung 
aufweist, auf andere Länder und Ar-
beitsbeziehungen nicht übertragbar. 
Alles andere wäre eine Illusion. Dieser 
Export ist auch kaum gewollt, weder 
von den deutschen Gewerkschaften 
noch von den Europapolitikern. Der 

 
1 Ausbaufähig wären z.B. grenzüber-

schreitende Netzwerke von Arbeitneh-
mervertretungen zwischen Deutschland 
und seinen neuen EU-Nachbarn. 

Abgleich mit Ländern wie Frankreich 
zeigt die historische Pfadabhängigkeit 
der Entwicklungen im Bereich der Ar-
beitnehmerbeteiligung in Westeuropa. 
Mitbestimmungs- und Mitwirkungs-
strukturen haben sich über Jahrzehnte 
entwickelt. Demgegenüber zeichnen 
sich die neuen EU-Mitgliedsstaaten 
Mittel- und Osteuropas dadurch aus, 
dass innerhalb kurzer Zeit ein Wechsel 
vom kommunistischen Regime zu     
einer marktwirtschaftlichen Wirt-
schaftsordnung vollzogen wurde. Eine 
wichtige Voraussetzung, diesen Trans-
formationsprozess schnell zu bewälti-
gen, scheint eine eher „pfadunabhän-
gige“ Strategie auch im Bereich der 
Arbeitnehmerbeteiligung zu sein, die 
westliche Standards teilweise adap-
tiert, aber noch mit erheblichen Defizi-
ten im Bereich der Beteiligungsqualität. 
Diese könnte mit Hilfe deutscher Be-
triebsräte und Gewerkschafter erhöht 
werden - durch Information, Kooperati-
on und Erfahrungsaustausch. Dieser 
Vernetzungsprozess wird im Spiegel 
der weniger pfadabhängigen, experi-
mentierfreudigeren und damit offene-
ren gesellschaftlichen Entwicklung in 
den neuen EU-Ländern vielleicht sogar 
erleichtert. 

 

Von diesen beiden europäischen 
Trends hängen auch die Bewertungen 
der deutschen Mitbestimmung ab und 
sie beeinflussen die jeweilige Außen-
sicht auf das deutsche Mitbestim-
mungsmodell - mal mehr und mal we-
niger positiv, je nach Perspektive und 
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unterschiedlicher historischer "Biogra-
phie". 

 
Wer allerdings die Regulierungsebene 
der EU bzw. den erweiterten europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialraum 
verlässt, wird auch mit gänzlich ande-
ren Aussichten und Szenarien konfron-
tiert: Gemeint ist die US-amerikanische 
Arbeitswelt. 
 
 
2.2 Die Arbeitsbeziehungen in den 

USA als globales Szenarium? 
 
Amerikanische Gewerkschafter beo-
bachten die deutsche Mitbestimmung 
und die Macht der Gewerkschaften 
hierzulande wahrscheinlich ungläubig. 
Umgekehrt erscheinen die amerikani-
schen Arbeitsbeziehungen deutschen 
Betriebsräten und Gewerkschaftern 
exotisch und ihnen ist die Situation der 
amerikanischen Gewerkschaften uner-
klärlich. Diese Wahrnehmung erhärtet 
eine Reportage zu den US-
amerikanischen Verhältnissen, die 
zwar nicht (im wissenschaftlichen Sin-
ne) repräsentativ ist, aber ein Lagebe-
richt des Präsidenten der Teamster 
Gewerkschaft, Ohio, beschreibt durch-
aus den kritischen Zustand der ameri-
kanischen Gewerkschaftsbewegung 
unter dem Einfluss der Bush-
Regierung bzw. ihrer Arbeitsmarktpoli-
tik. Diese Zustandsbeschreibung      
ergänzt eine Kritik an den Konfliktlö-
sungsprozessen in den USA, die sich 
beispielsweise deutlich von den Tarif-
auseinandersetzungen in Deutschland 
unterscheiden. 

 
Die Quintessenz dieser Bestandsauf-
nahme macht unmissverständlich 
deutlich: Die USA sind ein mitbestim-
mungsarmes Land, die amerikani-
schen Gewerkschaften befinden sich 
auf dem Rückzug, ihre gesellschaftli-
che Akteursmacht wird zunehmend 
geschwächt, diejenige des Manage-
ments bzw. der Arbeitgeber dagegen 
gestärkt. Daran hat vor allem die ge-
genwärtige US-Regierung mit ihrer 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 
sowie ihrer gewerkschaftsfeindlichen 
politischen Ausrichtung einen maßgeb-
lichen Anteil. Das Ziel der Regierungs-
programmatik veranschaulichen einige 
Maßnahmen, die bereits unmittelbar 
nach Übernahme der Regierungsver-
antwortung initiiert wurden. Ihr Trend 
lässt sich im Folgenden stellvertretend 
an den Beispielen staatlicher Auftrags-
vergaben, der Rücknahme von Arbeit-
nehmerbeteiligung im öffentlichen Sek-
tor sowie anhand der wirtschaftlichen 
und arbeitspolitischen Rahmenbedin-
gungen im Flugverkehrssektor bzw. 
Transportwesen nachweisen. Die Bei-
spiele geben eine Politikstrategie wie-
der, die sich bis in die Gegenwart fort-
setzt. 
 
Nach Amtsantritt versuchte die Bush- 
Regierung, Gesetze und Verordnun-
gen zu erlassen, die allesamt die Ge-
werkschaften lähmen und die Rechte 
der Arbeitnehmer beschneiden. Wenn-
gleich einige dieser Vorhaben einer 
nachträglichen gerichtlichen Prüfung 
nicht Stand hielten und zurückgenom-
men wurden, sind sie dennoch charak-
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teristisch für das Politikmuster, nach 
dem die heutige US-Regierung han-
delt. Drei Fälle charakterisieren stell-
vertretend für andere Maßnahmen den 
eingeschlagenen Kurs: 
 
- Das sogenannte "Project Labor 

Agreements" sollte beendet werden, 
d.h. die Bush-Regierung versuchte, 
ein schon vierzig Jahre altes Gesetz 
außer Kraft zu setzen. Die labor 
agreements, welche die Gewerk-
schaften auf dieser gesetzlichen 
Grundlage vereinbarten, sahen bei-
spielsweise vor, dass die Unterneh-
men, an die staatliche Aufträge     
vergeben werden, die Durchschnitts-
löhne der jeweiligen Branche zu zah-
len haben. Diese Vorschrift sollte 
vermeiden, dass organisierte und 
nichtorganisierte Unternehmen in 
Konkurrenz zueinander treten und 
Firmen, die aufgrund schwacher ge-
werkschaftlicher Vertretung und Ver-
handlungsmacht nur Niedriglöhne 
zahlen, eine Lohnabwärtsspirale in 
Gang bringen. Amerikanische Ge-
richte erklärten diese Anordnung der 
amerikanischen Regierung später al-
lerdings für rechtsunwirksam. Dieser 
politische Vorstoß ist aber ein Indiz 
für die Absicht, Gewerkschafts- und 
Arbeitnehmerrechte einzuschränken. 

 
- Die Strategie lässt sich fortschreiben 

bzw. wurde von der Bush-Regierung 
auch fortgeschrieben. In Fällen, in 
denen ein Auftragnehmer im Zuge 
der Neuvergabe von öffentlichen Auf-
trägen wechselte, wurden die Rechte 
der Arbeitnehmer beschnitten. Das 

"Federal Contractors" Gesetz legte 
z.B. fest, dass diese Unternehmen 
Arbeitnehmer, die von den vorher 
beauftragten Firmen entlassen wor-
den sind, übernehmen können, aller-
dings nicht zu Niedriglöhnen. Diese 
Rechtsvorschrift ist außer Kraft ge-
setzt worden. 

 
- Im gleichen Atemzug wurde das "La-

bor-Management-System" in den 
Bundesverwaltungen annulliert. Mit 
ihm wurde ein Beteiligungssystem 
abgeschafft, das Arbeitnehmern be-
stimmte Informations- und Konsulta-
tionsrechte zugestanden hatte. Diese 
Initiative erscheint nach dem Er-
kenntnisstand aus deutschen Verwal-
tungsmodernisierungsprozessen so-
gar vernunftwidrig. Besonders diese 
Form der Beschäftigtenbeteiligung 
hatte (wie hierzulande) zu zahlrei-
chen Kosteneinsparungen im Rah-
men von Verwaltungsmodernisierun-
gen und Organisationsentwicklungs-
prozessen geführt. 

 
Die Wiedergabe solcher politischen 
Vorstöße wäre Seiten füllend und kann 
an dieser Stelle nicht fortgesetzt wer-
den. Wenngleich nicht alle "Versuchs-
ballons" der Regierung wie geplant 
hochgingen, bleibt diese Politikstrate-
gie nicht folgenlos: Sie stärkt einseitig 
das Management bzw. die Arbeitge-
berseite bei gleichzeitiger Schwächung 
der Gewerkschaftsbewegung. Der Ar-
beitgeberseite fällt es unter diesem po-
litischen Flankenschutz um so leichter, 
ihre Interessen gegenüber den Arbeit-
nehmern durchzusetzen. Sie nutzt ihr 
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Machtpotenzial besonders in wirt-
schaftlichen Krisen aus, um Rechte 
und Besitzstände der Arbeitnehmer zu 
beschneiden. Auch dafür lassen sich 
Beispiele aus der amerikanischen Ar-
beitswelt anführen. 
 
Praktisches Anschauungsmaterial, wel-
che neuen Konzessionen den Arbeit-
nehmern abverlangt werden, liefern die 
Entwicklungen bei unterschiedlichen 
amerikanischen Flugverkehrslinien bzw. 
Transportgesellschaften: 
 
- Das Management von Continental 

Airlines hat drastische Einschnitte im 
Bereich der Löhne sowie der Pensi-
onsfonds vorgenommen. Die Be-
triebskosten konnten durch diese 
Maßnahmen bereits um 500 Millio-
nen Dollar gesenkt werden. Doch 
damit nicht genug: Selbst nach dem 
tiefen Einschnitt im Bereich der Per-
sonalkosten soll die (einseitige) Ko-
stensenkungsstrategie nicht stehen 
bleiben, sondern erneut eine fünfzig-
prozentige Einsparung zulasten der 
Arbeitnehmer erreicht werden.  

 
- Die Fluglinie Delta Airlines kürzte die 

Löhne um 32 Prozent und verlänger-
te gleichzeitig die Arbeitszeiten. Das 
Management fordert den Arbeitneh-
mern aber weitere Zugeständnisse 
ab und die Arbeitgeber kündigen, so-
fern sie darauf nicht eingehen, die In-
solvenz der Fluglinie an. 

 
- Im Falle von United Airlines wurde 

sogar richterlich verfügt, dass die 
Pensionsfonds der Arbeitnehmer an-

nulliert werden können. Diese Auflö-
sung erschien als die einzige Option, 
um das Unternehmen vor dem Kon-
kurs zu bewahren.1

 
- DHL hat alte Betriebsstrukturen zer-

schlagen und unterhält den Betrieb 
neuerdings nicht mehr mit den lang-
jährigen Mitarbeitern, sondern mit 
neuen, jungen Subunternehmern, 
sogenannten "Independent Contract 
Carriers". Diese Subunternehmen 
zahlen niedrigere Löhne, wenngleich 
die Beschäftigten kaum eine andere 
Arbeit verrichten als in anderen 
Transportunternehmen, die mit dieser 
Billiglohnstrategie vom amerikani-
schen Markt gedrängt werden. Die 
Teamster-Gewerkschaft versucht 
zwar, die Subunternehmen zu orga-
nisieren und investiert in dieses Vor-
haben einige Ressourcen, allerdings 
mit bescheidenem Erfolg. Wenn 100 
Beschäftigte organisiert werden 
konnten, schließt ein Subunterneh-
mer mit vergleichbarer Beschäftig-
tenzahl seine Pforten und (wieder-) 
eröffnet den Betrieb unter Umstän-
den nur unter anderem Namen bzw. 
neuen Besitzverhältnissen. Gewerk-
schaftliche Organisationsstrategien 
werden mit einfachen Mitteln 
schlichtweg ausgehöhlt, sie gleichen 
unter diesen Bedingungen einer     

 
1 Die Pensionsfonds sind zwar seitens 

der amerikanischen Regierung versi-
chert, aber aufgrund der Konkurse (zu) 
vieler großer Unternehmen ist auch 
diese Versicherung nicht mehr haltbar. 
Daher ist zu befürchten, dass die Versi-
cherten aus ihren Pensionsfonds kei-
nerlei Leistungen erhalten werden. 
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Sisyphusarbeit. Die Teamster-
Gewerkschaft beabsichtigt allerdings, 
DHL davon zu überzeugen, dass    
eine partnerschaftliche Zusammen-
arbeit mit den Gewerkschaften vor al-
lem unter den Vorzeichen des inter-
nationalen Wettbewerbs angezeigter 
ist als diese Konfrontationsstrategie. 
Ein hohes, weltweit konkurrenzfähi-
ges Qualitätsniveau kann nämlich 
kaum mit individualisierten Arbeit-
nehmern und hoher Fluktuation er-
reicht werden, zu der solche Arbeits-
beziehungen und Arbeitsbedingun-
gen führen. 

 
Die Arbeitnehmer zu organisieren, die-
ses Unterfangen wird nach den Erfah-
rungen amerikanischer Gewerkschaf-
ter allerdings schwierig. Es mag etwas 
überzeichnet sein, aber: Mitarbeiter, 
die ein Gewerkschaftsabzeichen tra-
gen und gewerkschaftliche Kampag-
nen unterstützen, werden entlassen 
und falls Gewerkschaftssekretäre in 
die Betriebe gehen, um Arbeitnehmer 
von einer Gewerkschaftsmitgliedschaft 
zu überzeugen, ist nicht auszuschlie-
ßen, dass das Management die Polizei 
alarmiert. 
 
Die amerikanische Gewerkschaftsbe-
wegung steht allerdings noch vor wei-
teren Herausforderungen. Die Konflikt-
bewältigungsmechanismen und das 
Verhandlungsprozedere sind in den 
USA äußerst kompliziert und langwie-
rig. Die Methodik ist weder mit deut-
schen Tarifverhandlungen noch mit der 
Mitbestimmung im Betrieb bzw. dem 
Einigungsstellenverfahren vergleich-

bar. Diese Blockade effektiver Interes-
senvertretungsarbeit ist am Beispiel 
des Flugverkehrssektors ebenfalls 
noch anzusprechen. 
 
Die amerikanischen Fluglinien unter-
liegen dem sogenannten Railway     
Labor Act (RLA).1 Auseinandersetzun-
gen, die im Rahmen der deutschen Ta-
rifautonomie mehr oder minder schnell 
zum Arbeitskampf führen können, 
werden in den USA unter diesem Ge-
setz und seinen Verfahrensvorschriften 
zum komplizierten Projekt. Das kom-
plexe Verhandlungsverfahren führt in 
der Regel zu einer Verhandlungsdauer 
von 2-3 Jahren, bis überhaupt eine Ei-
nigung erzielt wird. Noch problemati-
scher ist aber, dass im Prinzip sogar 
überhaupt kein Zeitlimit vorgesehen 
ist, bis eine Vereinbarung oder eine 
verbindliche Entscheidung getroffen 
werden müsste. Falls sich nach den 
ohnehin langwierigen Verhandlungs- 
und Vermittlungsstufen kein Konsens 
abzeichnet, erhält die Gewerkschafts-
seite zwar die Möglichkeit, nach Prü-
fung durch weitere Gremien einen 
Streik auszurufen. Die Bush-Regierung 
hat aber auf diesem Terrain verstan-
den, die Verhandlungsgremien und mit 
ihnen den gesamten Prozess weitge-
hend durch ihre Akteure zu kontrollie-
ren, mit dem Ergebnis, dass das       
Instrument des Arbeitskampfes kaum 
noch genutzt wird - trotz der aufgezeig-

 
1 Dieses Gesetz wurde 1934 erlassen, 

um zu verhindern, dass die Eisenbah-
ner streiken und mit Arbeitskämpfen 
den Warenfluss zwischen den US-
Bundesstaaten unterbrechen. 
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ten Managementstrategien, Rechte der 
Arbeitnehmer zu begrenzen und Ar-
beitsbedingungen dem Primat der     
Ökonomie vollständig unterzuordnen. 
 
Welche Perspektiven hat die Gewerk-
schaftsarbeit in den USA unter diesen 
Rahmenbedingungen noch, d.h. unter 
einem amerikanischen Modell, bei dem 
Unternehmensinteressen dominanten 
Vorrang über die Interessen der Ar-
beitnehmer besitzen? Nach Einschät-
zung amerikanischer Gewerkschafter 
gibt es sie und sie können wie folgt 
skizziert werden. Die Gewerkschaften 
müssen 
 
- politisch aktiver werden und ihren 

Mitgliedern aufzeigen, welche Mög-
lichkeiten durchaus auch auf der     
Ebene des amerikanischen Kongres-
ses bestehen, eine arbeitnehmer-
freundlichere Politik durchzusetzen, 
in der Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merinteressen besser ausbalanciert 
werden; 

 
- mehr Präsenz zeigen und den Unter-

nehmensleitungen kommunizieren, 
dass die Mitarbeiter sozialverträgli-
cher zu behandeln sind, was schließ-
lich auch die Wirtschaftlichkeit för-
dert, denn motivierte Mitarbeiter in 
ausgewogenen Arbeits- und Lebens-
verhältnissen sind ein zentraler Pro-
duktionsfaktor; 

 
- mehr Ressourcen einsetzen, neue 

Kampagnen anstoßen und gewerk-
schaftsfreie Zonen wieder besetzen 
mit dem Ziel, neue Gewerkschafts-

mitglieder zu werben und den seit 
Jahren rückläufigen Organisations-
grad wenigstens zu stabilisieren, 
wenn nicht zu erhöhen; 

 
- globaler agieren, d.h. weitaus mehr 

effektive bilaterale Verhandlungen 
mit den größeren, global operieren-
den Unternehmen führen und sich in 
die Unternehmenspolitik (über die 
Grenzen der USA hinaus) einbrin-
gen;1

 
- versuchen, auch eine amerikanische 

Individualistenmentalität zu überwin-
den, bei der Arbeitnehmer jegliche 
Misserfolge in ihrem Arbeitsleben 
immer erst sich selbst anlasten und 
nicht den ökonomischen, politischen 
und gesellschaftlichen Umständen, 
unter denen sie leben und arbeiten. 

 
Mehr Arbeitnehmerbeteiligung oder 
etwa sogar Mitbestimmung als gesell-
schaftlichen Wert in den USA, in den 
Köpfen der amerikanischen Arbeitge-
ber und konservativen Politiker veran-
kern zu wollen, ist aber ein äußerst 
schwieriges, wenn nicht gar unmögli-
ches Unterfangen. 
 

 
1 Ein Ansatzpunkt wäre eine Strategie ver-

gleichbar zur Telekom(vgl. Kap.1). Das 
Management ist der zentrale Akteur, um 
einen Perspektivwechsel einzuleiten, we-
niger die gegenwärtige amerik. Politik. 
Eine Richtungsänderung ist von ihr kaum 
zu erwarten. Dazu muss aber erst gelernt 
und erfahren werden, welchen Beitrag 
Arbeitnehmerbeteiligung in Europa und 
besonders auch die dt. Mitbestimmung 
zum wirtschaftlichen Erfolg der Unter-
nehmen leistet. 
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Die Absicht sollte aber trotz aller 
Schwierigkeiten von den amerikani-
schen Gewerkschaften nicht aufgege-
ben und der deutsch-amerikanische 
transnationale Dialog zwischen aufge-
schlossenen Arbeitgebern und Politi-
kern wie Betriebsräten und Gewerk-
schaftern intensiviert werden. Dieser 
Austausch unterstützt die amerikani-
sche Gewerkschaftsbewegung und 
kann in Zeiten der Globalisierung viel-
leicht ein Zukunftsszenario verhindern, 
das auch die deutsche Mitbestimmung 
bedrohen würde. Eine Vision (oder 
Bedrohung), die amerikanische Ge-
werkschafter eher zynisch bzw. "fah-
nenflüchtig" vorbringen, darf nämlich 
nicht zu- und eintreffen: die Perspekti-
ve, dass die amerikanische Arbeitswelt 
von heute ein Ausblick auf diejenige 
der Welt von morgen sein könnte. 
 
 
2.3 Bestandssicherung und Loyali-

tät zur deutschen Mitbestim-
mung 

 
In Deutschland kursieren Besorgnisse, 
dass die qualifizierte deutsche Mitbe-
stimmung im europäischen Verschmel-
zungsprozess und im Zuge der Globa-
lisierung an Substanz einbüßt, wenn 
nicht verloren geht. Das ist eine Be-
fürchtung, die in deutschen Betriebs-
rats- und Gewerkschaftsbüros disku-
tiert wird, und zwar nicht ganz unbe-
rechtigt, wenn die deutsche 
Mitbestimmung als eine unter vielen 
Möglichkeiten industrieller Beziehun-
gen in einer europäisierten wie globali-
sierten Arbeitswelt ausgemacht wird. 

Das zeigte die vorangegangene Ex-
kursion in die vielfältigen Muster von 
internationalen Arbeitgeber-Arbeitneh-
mer-Beziehungen. 
 
Alle Risiken des europäischen 
Schmelztiegels sind für die deutsche 
Mitbestimmung tatsächlich nicht aus-
zuschließen. Das belegt auch die 
"Verschmelzungsrichtlinie" bzw. Fusi-
onsrichtlinie des EU-Ministerrats (vom 
November 2004) einmal mehr. Danach 
können europäische Unternehmen    
über Grenzen hinweg mit anderen fu-
sionieren und nach der Fusion soll für 
das neue Unternehmen das nationale 
Mitbestimmungsrecht seines Sitzes 
gelten. Ohne die rechtlichen Konse-
quenzen zu vertiefen, zeichnet sich 
durchaus die Gefahr einer Aufwei-
chung der deutschen Mitbestimmung 
ab, denn von der Regelung kann im 
Verhandlungswege abgewichen wer-
den, falls eines an der Fusion beteilig-
ten Unternehmen mehr als 500 Be-
schäftigte aufweist oder in den an der 
Verschmelzung beteiligten Ländern 
nicht das gleiche Mitbestimmungsni-
veau gilt. Dort, wo verhandelt wird, er-
geben sich in der Praxis auch Verän-
derungen und Kompromisse, daher ist 
die Fragestellung durchaus berechtigt, 
ob in einigen Fällen nicht mehr als eine 
"Rumpfmitbestimmung" übrig bleibt 
oder eine Flucht aus der Mitbestim-
mung einsetzt. Nicht zuletzt deshalb 
wäre es auch wichtig, grenzüberschrei-
tende Informations- und Konsultations-
rechte zu stärken, das heißt vor allem 
aber auch die europäischen Betriebs-
räte (vgl. auch Kapitel 3). Die europäi-
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schen Gewerkschaften tragen daher 
eine hohe Verantwortung und müssen 
gemeinsam tragfähige Lösungen ent-
wickeln. Es reicht keineswegs aus, 
dass die Euro-Betriebsräte in der Re-
gel gemeinsame Arbeitsgrundlagen 
erarbeiten. Sie können gesetzliche 
Regelungen auf europäischer Ebene 
kaum ersetzen, die von den Gewerk-
schaften eingefordert und mit entwik-
kelt werden müssen. 
 
Was aber wäre als erstes zu tun, um 
den "Bestand" an deutscher Mitbe-
stimmung im Kern zu bewahren? 
Zweierlei steht auf der strategischen 
Tagesordnung: 
 
- In der europäischen Gewerkschafts-

bewegung besteht keineswegs Einig-
keit über die "korrekte" Form der    
Arbeitnehmerbeteiligung. Betriebsrä-
te und Gewerkschafter anderer euro-
päischer Länder favorisieren ihr     
Beteiligungsmodell und ihre Arbeits-
beziehungen ebenso wie deutsche 
Interessenvertreter das deutsche Mit-
bestimmungssystem. Alle Beteiligten 
müssen daher voneinander      lernen 
mit dem Ziel, ihr nationales Interes-
senvertretungshandeln zu optimie-
ren. Als erstes müssen folglich die 
Verschiedenartigkeit der Systeme in-
dustrieller Beziehungen und die Un-
terschiedlichkeit der Formen von Ar-
beitnehmerbeteiligung akzeptiert wer-
den, ohne dass gemeinsame 
"grenzenlose" Strategien, übergrei-
fende gesellschaftliche Zukunftsent-
würfe von Gewerkschaftern und Be-
triebsräten gegenüber einem bereits 

weitgehend internationalisierten Ma-
nagement aus dem Blickfeld gera-
ten.1

 
- Eine zweite und noch wichtigere Vor-

aussetzung sind starke europäische 
Gewerkschaften, gut organisierte Be-
legschaften sowie nationale Regie-
rungen, welche die Gewerkschaften 
und ihre Politik unterstützen. Die 
Vorzeichen dafür stehen derzeit al-
lerdings nicht gerade günstig. Die 
Macht der Gewerkschaften befindet 
sich durchaus in einer kritischen 
Phase. Der gewerkschaftliche Orga-
nisationsgrad stagniert in Europa, in 
einigen Ländern ist die Gewerk-
schaftsmitgliedschaft stark rückläufig 
und in den neuen EU-Ländern müs-
sen sich die Gewerkschaften noch 
etablieren und als NRO qualifizieren. 
Die Gewerkschaften brauchen also 
politischen Flankenschutz, ohne poli-
tische Unterstützung werden Arbeit-
nehmerrechte zwar nicht obsolet, 
können aber an Wirkungskraft einbü-
ßen. Das gilt auch für die deutsche 
Mitbestimmung in Betrieb und Unter-
nehmen. Sie braucht Akteure, die 
loyal zu ihr stehen. Deutschland und 

 
1 Damit ist im übrigen auch die Frage der 

weltweiten Managementausbildung an-
gesprochen. Dort, wo die Top-Manager 
ausgebildet werden, ist die Mitbestim-
mung kein Thema. Das Beispiel der Te-
lekom zeigt aber in internationalen 
Konzernen einen Weg auf, der zusätz-
lich beschritten werden kann: durch ei-
nen Manager- und Interessenvertreter-
austausch, der auch dazu geeignet ist, 
gewerkschafts- und mitbestimmungs-
feindliche Werthaltungen abzubauen, 
wie sie etwa in den Vereinigten Staaten 
vorherrschen (vgl. Kapitel 1). 
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andere westeuropäische Länder le-
ben aber noch zu stark von dem wirt-
schaftsdemokratischen Esprit der 
siebziger Jahre, in denen die unter-
schiedlichen Partizipationsrechte über-
wiegend entstanden sind.1 Was aller-
dings heute in Europa fehlt, ist ein 
anerkanntes politisches Konzept, wie 
der "stakeholder-approach" zur "Sha-
reholder-Gesellschaft" passt. Auch 
bleibt die Frage unbeantwortet, ob 
die Gewerkschaften in Zukunft eine 
hinreichende politische Unterstützung 
erhalten werden, welche die Mitbe-
stimmung vor Deformationen ver-
schont. 

 

 
1 So haben z.B. neben Deutschland auch 

Dänemark, Schweden, Irland und 
Frankreich die rechtlichen Weichenstel-
lungen zur Unternehmensmitbestim-
mung in den siebziger Jahren gestellt. 

Was aber wäre ein europäischer Weg, 
zu dem auch die deutsche Mitbestim-
mung passt? Was müsste getan wer-
den, um die deutsche Mitbestimmung 
trotz der (vorgeblichen) Imperative der 
Globalisierung zukunftsfest zu ma-
chen? Diese beiden Problemstellun-
gen werden abschließend weiterge-
dacht. 
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3. Grundzüge einer Marketingstra-
tegie zur Zukunftssicherung der 
deutschen Mitbestimmung 

 
Mitbestimmung und Sozialpartner-
schaft sind Merkmale der Bürgerge-
sellschaft und des zivilgesellschaftli-
chen Engagements, das nicht an Fa-
briktoren aufhören darf und nicht an 
nationalen Grenzen beendet ist, wenn 
sich Konzerne international vernetzen. 
Wie könnte unter dieser  Prämisse ei-
ne zukunftsfähige Marketingstrategie 
für die deutsche Mitbestimmung lau-
ten, die europatauglich ist, aber zu-
gleich keiner Politikstrategie zu ihrem 
Abbau gleichkommt? 
 
Eigentlich ist diese Frage in Deutsch-
land schon beantwortet. Die altbekann-
ten Antworten gelten zwar noch immer, 
sie werden aber von einigen gesell-
schaftlichen Akteuren ignoriert bzw. 
reichen derzeit offenbar nicht aus, um 
den (verbands-) politischen Gegen-
strömungen zur deutschen Mitbestim-
mung ihren Zündstoff zu nehmen.    
Daher sollte versucht werden, die alt-
bewährten "Marketinggrundlagen" zur 
deutschen Mitbestimmung zu ergän-
zen. 
 
Die Wissenschaft hat ihren Beitrag ei-
gentlich schon geleistet. Mitbestim-
mung ist für Wissenschaftler ein nahe-
zu ausgeschöpftes Forschungsthema, 
jedenfalls im Bereich der Mitbestim-

mungsfolgen auf Betriebs- und Unter-
nehmensebene:1

 
- Alle wissenschaftliche Begründungen 

bzw. Forschungsergebnisse, die auf-
zeigen, warum die Mitbestimmung 
aufgrund ihrer Erfolgsbilanz zu erhal-
ten ist, sind inzwischen hinlänglich 
publiziert. Keine Studie konnte der 
deutschen Mitbestimmung wirtschaft-
liche Schäden nachweisen. Die For-
schungsbefunde aus den unter-
schiedlichen Wirtschaftssektoren zei-
gen immer nur zweierlei auf. 
Entweder bleibt die Arbeitnehmerbe-
teiligung neutral und ohne direkten 
Einfluss auf die wirtschaftliche Per-
formance oder sie besitzt einen ein-
deutig produktivitätssteigernden Ef-
fekt.  

 
- Die positiven Wirkungen der reprä-

sentativen Mitbestimmung hat be-
kanntlich auch ein berühmtes Projekt 
der Hans-Böckler-Stiftung und der 
Bertelsmann-Stiftung untersucht und 
nachgewiesen. Die Stiftungen richte-
ten 1996 gemeinsam eine Kommissi-
on Mitbestimmung mit dem Ziel ein, 
eine empirische Bestandsaufnahme 
der Mitbestimmungspraxis und ihrer 
Folgen zu erstellen sowie Zukunfts-

 
1 Offener ist das Thema Mitbestimmung 

dagegen aus Sicht der europäischen 
Rechtswissenschaft, d.h. bei der Unter-
suchung der Kollision verschiedener 
nationaler Rechtssysteme bzw. in der 
Frage der Konstruktion eines europäi-
schen Gesellschaftsrechts u.ä. Hier ist 
sehr genau zu beobachten, in wie weit 
europäische rechtliche Perspektiven die 
deutsche Mitbestimmung verändern 
könnten. 
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perspektiven für das deutsche Mitbe-
stimmungssystem zu formulieren. An 
dieser Kommission haben Vertreter 
bzw. Repräsentanten von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern, Gewerk-
schaften, Arbeitsministerium, Wis-
senschaft sowie der Präsident des 
Bundesarbeitsgerichts mitgewirkt. 
Prinzipiell hat sich an den Kommissi-
onsergebnissen nichts geändert. So 
wiesen die an der Kommission betei-
ligten Arbeitgebervertreter z.B. sogar 
darauf hin, dass die Mitbestimmung 
eine Extrarendite bringt. Dies gilt be-
sonders für die großen deutschen In-
dustrieunternehmen, die sich im 
Weltmarktwettbewerb behaupten müs-
sen. Die Extrarendite wird auf der 
Grundlage des deutschen Mitbe-
stimmungssystems nämlich durch 
Partizipation, Kooperation und Kon-
sens erzielt. Sie ist somit eine Koope-
rationsrendite. Damit kann im Übri-
gen wieder einmal das manchmal zu 
hörende Argument entkräftet werden, 
dass die Kosten der Gremienarbeit 
für den Arbeitgeber zu teuer wären. 
Die Kosten werden durch diese Ko-
operationsrendite  "zurückerstattet". 

 
Unter wirtschaftlichen Bewertungskrite-
rien müsste die deutsche Mitbestim-
mung demnach so erhalten bleiben, 
wie sie ist und es gibt keinen vernünf-
tigen Grund, das Regelwerk der Mitbe-
stimmung in Betrieb und Unternehmen 
zur Disposition zu stellen. Die For-
schungsergebnisse werden aber of-
fensichtlich überlesen:  
 

- Trotz guter wissenschaftlicher Argu-
mente für die Mitbestimmung fuhren 
BDA und BDI den vorgestellten Vor-
stoß, die Mitbestimmung zu verän-
dern (vgl. Kapitel 1). 

 
- Darüber hinaus wird es gegenwärtig 

in der politischen Landschaft unge-
wisser, ob es in Deutschland in Zu-
kunft noch die politischen Rahmen-
bedingungen gibt, welche die Mitbe-
stimmung stützen und schützen. 

 
Daher lässt sich festhalten: Die deut-
sche Mitbestimmung wird vor allem 
"von innen" heraus bedroht und kei-
neswegs nur durch die Sachzwänge 
der Globalisierung. Was aber könnte 
dieser innerdeutschen Bedrohung ent-
gegengesetzt werden? 
 
Damit dies nicht weiterhin geschieht 
und die Angriffe gegen die Mitbestim-
mung zum Stillstand kommen, ist ein 
bereits schon angesprochenes Pro-
blem zu lösen: Die Unterstützung die-
ser gesellschaftlichen Institution durch 
gewerkschaftlich gut organisierte Be-
legschaften. Ein weiter sinkender ge-
werkschaftlicher Organisationsgrad ist 
dagegen kaum geeignet, die Mitbe-
stimmung zu fördern, sondern könnte 
sie auf der betrieblichen Ebene, also 
dort, wo ihr eigentliches Fundament 
steht, machtpolitisch aushöhlen. 
 
Die Zukunft der Mitbestimmung muss 
darüber hinaus aber in einem erweiter-
ten politischen Handlungsrahmen ver-
ortet werden. Ungefähr die Hälfte der 
Belegschaften kann von den Vorzügen 
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der Mitbestimmung und der Betriebs-
verfassung im Bereich Qualifizierung, 
gutes Arbeitszeitregime, Produktivi-
tätserhöhung, relative Arbeitsplatzsi-
cherheit etc. profitieren. Die anderen 
fünfzig Prozent kaum oder gar nicht, 
denn diese Arbeitnehmer bewegen 
sich auf krisenhaften, labilen Arbeits-
märkten. Damit ist zweierlei angezeigt: 
 
- Wenn Mitbestimmung weiterhin eine 

Säule der Demokratie sein soll, müs-
sen die Interessen von mehr Arbeit-
nehmern mit allen Rechten und 
Pflichten der Mitbestimmung vertre-
ten werden. Es dürfen nicht nur die 
Arbeitnehmer aus großen Unterneh-
men in ihren "Genuss" kommen, 
sondern vor allem auch diejenige aus 
kleineren und mittleren Unterneh-
men. Auch dort sollten Arbeitnehmer 
mitbestimmen, mit dem bereits mehr-
fach angesprochenen Vorteil der Mit-
bestimmung, dass Energien nicht in 
überflüssigen Konflikten verschwen-
det, sondern in den Unternehmenser-
folg investiert werden.1

 
- Moderne Gesellschaften produzieren 

immense Warenmengen mit hoher 
 

1 Diese Problemstellung erörtert der Ar-
beitskreis Arbeit-Betrieb-Politik in einer 
Folgeveranstaltung gemeinsam mit 
klein- und mittelständischen Unterneh-
mern des Arbeitskreises Mittelstand der 
Friedrich-Ebert-Stiftung. Im Vorder-
grund dieses Diskurses stehen das 
Verhältnis von Unternehmenserfolg und 
Arbeitnehmerbeteiligung in kleinen und 
mittleren Unternehmen, eine Be-
standsaufnahme zur Praxis der Arbeit-
nehmerbeteiligung sowie die Frage, 
welcher Beteiligungsansatz für KMU 
zukunftsfähig und förderungswürdig ist. 

Produktivität, aber mit immer weniger 
Menschen. Einerseits vermag die 
Mitbestimmung allein keinen ent-
scheidenden Beitrag zu leisten, um 
die Schere zwischen Produktivitäts- 
und Beschäftigungsentwicklung zu 
schließen. Massenarbeitslosigkeit 
läßt sich nicht mit Mitbestimmungs-
rechten bekämpfen. Andererseits 
kann nur derjenige, der in (halbwegs) 
gesicherten Arbeitsverhältnissen be-
schäftigt ist, auch mitbestimmen. Es 
ist daher mehr als Mitbestimmungs-
politik nötig, um die Arbeitswelt der 
Zukunft zu gestalten, nämlich eine ef-
fektive Arbeitsmarktpolitik und eine 
bessere Struktur- und Wirtschaftspo-
litik. Diese Politiken und ihre Vernet-
zung entscheiden somit ebenfalls 
über die Zukunftsaussichten der Mit-
bestimmung selbst. 

 
Hinter beiden Anforderungen steht 
letztlich die gesellschaftspolitische 
Frage, unter welchen Bedingungen 
hierzulande in Zukunft gearbeitet und 
gelebt werden soll. Diese Problem-
stellung ist allerdings nicht mehr bin-
nenorientiert im deutschen Wirtschafts-
raum zu lösen, sondern deutet die    
internationale Perspektive von Mitbe-
stimmung an. 
 
Erhebliche Mitbestimmungsrisiken ber-
gen neben einer kaum sachgerechten 
innerdeutschen Debatte weitere Fakto-
ren: die veränderten Voraussetzungen 
für eine effektive Mitbestimmung bzw. 
ihr drohender Funktionsverlust in Kon-
zernstrukturen bzw. in internationalen 
Unternehmen. Arbeitnehmermacht, die 
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über Mitbestimmung ausgeübt wird, 
beruht auf Solidarität. Abteilungs- und 
Betriebsgrenzen lösen sich aber zu-
nehmend auf, Konzerne organisieren 
sich nicht im Rahmen von Legalstruk-
turen und nationalen Grenzen,       
sondern ordnen ihr Geschäft nach Pro-
duktlinien, produktbezogen operieren-
den Geschäftsbereichen und Regio-
nen.1 Entscheidungen werden entlang 
dieser Produktlinien oder nach den 
Marktsegmenten getroffen, nicht ent-
lang der gesellschaftsrechtlichen 
Strukturen, bei denen die Mitbestim-
mung in der Unternehmens- und Be-
triebsverfassung greift. Die Mitbestim-
mungsbasis in Deutschland sind die 
Legalstrukturen der Gesellschaften 
und Betriebe. Eine moderne Unter-
nehmensführung nimmt darauf keine 
Rücksicht. Die Konsequenzen sind of-
fenkundig: 
 
- Beteiligung, Information und Ent-

scheidungslegitimation werden zu    
einem komplizierten Vorhaben, da 
diese Veränderungsprozesse in den 
Unternehmen mit immer höherer Ge-
schwindigkeit ablaufen. 

 
- Unter diesen Bedingungen fällt die 

Anforderung, Arbeitnehmersolidarität 
zu fördern und zu organisieren, zu-
nehmend schwerer. Diese Situation 
verschärft sich, je weniger die seg-
mentierten Belegschaften gewerk-
schaftlich organisiert sind (vgl. oben). 

 

 
1 So etwa im E.ON Konzern, in dem die 

Geschäfte nach Market Units europa-
weit geordnet sind. 

- International und weltweit eskaliert 
diese Situation, wenn die Unterneh-
men zu einem "fragmentierten Wan-
derzirkus" werden. Die globale Orga-
nisation der Unternehmen, die hoch-
komplexe internationale Struktur mit 
einer Vielzahl von Sparten und Toch-
tergesellschaften sind eine offene 
Herausforderung für die Arbeitneh-
merbeteiligung, egal in welche recht-
liche Form sie national gegossen ist. 
Einzelne Teile von Unternehmen 
werden verlagert bzw. in andere 
Länder ausgegliedert, in denen unter 
niedrigeren Löhnen und Soziallei-
stungen gearbeitet wird. Hinzu kom-
men permanente Verkäufe und Zu-
käufe von neuen Unternehmen. Die 
demokratisch ausgerichteten Prozes-
se der Arbeit von Betriebsräten fol-
gen diesen Anforderungen kaum 
noch, sondern laufen den Entwick-
lungen manchmal ohne Aussicht auf 
Erfolg hinterher. Auf der europäi-
schen Ebene können Interessenver-
tretungen noch am ehesten Wege 
finden, gemeinsam mitzubestimmen. 
Doch auch hier fällt es schon schwer 
genug, mit den Wachstumsstrategien 
der Unternehmen Schritt zu halten. 
Die EBR-Richtlinie hat dafür keine 
Vorkehrungen getroffen, allerdings ist 
es der Arbeitnehmerseite in einigen 
Unternehmen bereits gelungen, 
durch Verhandlungen einen sparten-
orientierten EBR-Aufbau zu realisie-
ren. 

 
Was müsste also strategisch noch er-
reicht werden, um die Interessenver-
tretungsstrukturen an diesen Prozes-
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sen auszurichten? Es gibt durchaus 
weitere Versuche, solche Entwicklun-
gen interessenvertretungspolitisch aus-
zugleichen, wenngleich sie noch auf 
ein geteiltes Echo treffen. Ein Beispiel 
ist die Degussa AG. Dort wurde ge-
meinsam mit der IGBCE ein Tarifver-
trag ausgehandelt, der den Konzern-
betriebsrat mit den Rechten eines Ge-
samtbetriebsrats ausstattet und 
zugleich auch den Wirtschaftsaus-
schuss auf der Konzernebene stärkt. 
Diese Regelungen werden von den be-
teiligten Betriebsräten allerdings nicht 
uneingeschränkt positiv bewertet. Die 
Haltung ist nachvollziehbar. Mit einem 
solchen Tarifvertrag wird der Hand-
lungsrahmen des Gesamtbetriebsrats 
und der örtlichen Betriebsräte be-
grenzt. Entscheidungen sind für die 
örtlichen Gremien weniger transparent 
als zuvor und auch die direkte Beteili-
gung an Entscheidungsprozessen ist 
wegen der zahlenmäßigen Eingren-
zung des Gremiums auf Konzernebe-
ne limitiert. Das Beispiel könnte zwar 
richtungsweisend sein, zeigt aber auch 
auf, dass vergleichbare Vorhaben ein 
sehr hohes Maß an Solidarität unter 
den betroffenen Betriebsräten sowie 
gut organisierte Informations- und Ent-
scheidungswege zwischen den Beteili-
gungsebenen und ihren Akteuren er-
fordern. 
 
Mitgehen muss die Mitbestimmung 
aber auch den Weg der EU-
Osterweiterung. Heute führen etwa die 
nach Osteuropa gerichteten Wach-
stumsstrategien zur ständigen Erweite-
rung des Euro-Betriebsrats. Die Zu-

sammensetzung der Gremien hat sich 
durch Fusionen und Übernahmen oh-
nehin schon ständig verändert, einmal 
mehr geschieht dies im Rahmen der 
Osterweiterung. Doch die Verständi-
gung über die Grenzen hinweg ist kein 
leichtes Unterfangen. So banal es 
auch klingen mag: Die weiter zuneh-
mende Sprachvielfalt muss auch ge-
managt werden, um in einem ohnehin 
nicht unkomplizierten Gremium 
Sprachbarrieren zu überwinden und zu 
einer gemeinsamen Verständigungs-
ebene zu gelangen.1 Auch sind die 
neuen Mitglieder in europäischen Be-
triebsräten meist noch nicht so weit, 
wirklich mitgestalten zu können, denn 
ihnen fehlen im Vergleich zu ihren 
deutschen Kollegen ausgebaute Zu-
gänge zu Informationen über die Un-
ternehmen, denen sie angehören. Die 
Zusammenarbeit ist folglich schwierig 
und Missverständnisse sind vorpro-
grammiert, wenn sehr unterschiedliche 
Gewerkschafts- und Mitbestimmungs-
kulturen aufeinander treffen. Die Ar-
beitnehmerseite wird dadurch auch 
"langsamer" als das internationale Ma-
nagement. Um in dieser Aufholjagd zu 
bestehen, schafft vor allem der zügige 
Ausbau grenzüberschreitender sekt-
oraler Kooperationen zwischen deut-
schen Betriebsräten und Interessen-

 
1 Das Dolmetschen allein hilft auch nicht 

immer, wenn die Vokabeln zu nationa-
len Modellen der Interessenvertretung 
und ihren Aufgaben gänzlich anderes 
meinen als übersetzt und verstanden 
wird, etwa dann, wenn Arbeitnehmerbe-
teiligung im Ausland "Gewinnbeteili-
gung" meint und nicht formale Mitwir-
kung an Entscheidungsprozessen. 
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vertretungen der mittel- und osteuro-
päischen Staaten Abhilfe (vgl. Kapitel 
2). 
 
Diese Problemstellungen und die ex-
emplarisch aufgezeigten Lösungsan-
sätze zeigen mit Blick auf die Zukunft 
der Mitbestimmung in Deutschland: Al-
lein mit der deutschen Mitbestimmung 
können die vielfältigen Probleme der 
Internationalisierung und Globalisie-
rung nicht gelöst werden. Mitbestim-
mung muss in Deutschland aber so 
gestaltet sein, dass sie kompatibel ist 
mit den Anforderungen auf europäi-
scher und weltweiter Ebene. Mitbe-
stimmungsgremien müssen daher qua-
lifizierte und schnelle Entscheidungen 
treffen können, fachlich und politisch 
gut ausgebildete Betriebsräte, die mit 
klaren Rechten versehen sind, müssen 
auf Augenhöhe mit den Unterneh-
mensleitungen verhandeln. Den Ar-
beitgebern und ihrem Management 
sollte daher immer wieder transparent 
gemacht werden, dass Mitbestimmung 
in der modernen Arbeitswelt ein Pro-
duktionsfaktor mit größerer Bedeutung 
als vielfach angenommen ist. Partizi-
pation der Arbeitnehmer und eine 
kommunikationsintensive Unterneh-
mensorganisation gehören untrennbar 
zusammen. Wer im internationalen 
Konkurrenzkampf nicht nur mit Niedrig-
löhnen und Billigprodukten, sondern 
mit hochwertigen Produkten bestehen 
will, muss die Menschen auch beteili-
gen. Arbeitnehmerbeteiligung bedeutet 
aber nicht nur sozialtechnische Aner-
kennung am Arbeitsplatz, sondern 

auch Mitbestimmung und damit Mit-
verantwortung. 
 
Wenn der Unternehmenszweck dann 
auch so definiert wird, dass die Men-
schen am Arbeitsplatz gute Produkte 
in einer angemessenen Arbeitsumge-
bung herstellen sollen, erhält Wirt-
schaften wieder eine andere Dimensi-
on entgegen einem weltweiten Trend: 
dem erstarkten Shareholder- Kapita-
lismus, in dem die Arbeitnehmer zu 
weisungsgebundenen Kostenfaktoren 
werden. Eine wichtige Perspektive ist 
daher, dass sich die Arbeitnehmerseite 
weiter "europäisiert" und "internationa-
lisiert", um die Unternehmen mehr an 
soziale Werte zu binden. Daher sind 
Gewerkschaften gefragt, die sich inter-
national zusammenschließen, und be-
triebliche Interessenvertreter, die ihre 
nationalspezifischen Beteiligungsfor-
men neu vernetzen. Gefragt ist aber 
auch eine nachhaltige Unterstützung 
durch die Regierungen, die in ihrer 
Wirtschaftspolitik und im Arbeitsrecht 
nicht nur die Gewinnmaximierung der 
Unternehmen in den Fokus stellen dür-
fen, sondern andere Werte wie Men-
schenwürde, Freiheit, hochwertige 
Produkte und qualitative Dienstleistun-
gen. Um solche Werte durch- und um-
zusetzen, ist Arbeitnehmerbeteiligung 
unersetzlich: und zwar durch qualifi-
zierte Mitbestimmung. 
 
Die Resultate einer Veranstaltung, die 
eine Bestandsaufnahme zu den Chan-
cen wie Schwierigkeiten der deutschen 
Mitbestimmung in internationalisierten 

 43



Friedrich-Ebert-Stiftung  Arbeitskreis  Arbeit-Betrieb-Politik 
 
 

                                                

Produktionszusammenhängen leistete 
und Leitlinien für eine nachhaltige 
Stärkung von Arbeitnehmerbeteiligung 
überdachte, sind daher eindeutig: 
 
- Der Konsens zur Mitbestimmung soll-

te in Deutschland wieder gefestigt 
werden. Dieser Grundpfeiler des 
deutschen Modells industrieller Be-
ziehungen und gesellschaftspoliti-
scher Verantwortung der Unterneh-
men darf nicht weiter beschädigt 
werden. 

 
- Noch ist die deutsche Unterneh-

mensmitbestimmung eine Alternative 
zum offensichtlich immer schwerer zu 
bändigendem angloamerikanischen 
Kapitalismus oder anders - einer 
hemmungsloseren weltweiten Kapi-
talmarktorientierung. Das deutsche 
Mitbestimmungsmodell erhöht den 
Konsens über unternehmensbezoge-
ne Entscheidungen, unterstützt die 
Unternehmen wirksam bei der Bewäl-
tigung des strukturellen Wandels und 
trägt dazu bei, dass Arbeitnehmerin-
teressen auch unter den verschärften 
globalen Wettbewerbsbedingungen 
berücksichtigt bleiben. Mitbestim-
mung bringt die Interessen der Sta-
keholder auch in international operie-
renden Unternehmen gegenüber 
kurzfristigen Gewinninteressen der 
Shareholder zur Geltung. Diese öko-
nomischen und sozialen Wettbe-
werbsvorteile von Mitbestimmung 
sind deutlich herauszustellen. 

 
- Arbeitnehmer brauchen infolge nicht 

weniger Mitbestimmung, sondern    
eher eine flächendeckendere Beteili-
gung, besonders auch in kleineren 
und mittleren Unternehmen, aber     
ebenfalls entlang der neuen Produk-

tions- und Vertriebsketten internatio-
nalisierter Unternehmen. 

 
Das bedeutet aber alles nicht, dass die 
deutsche Mitbestimmung ein erstarrtes 
Regelwerk bleibt. Sie muss anpas-
sungsfähig sein. Eine Veränderung der 
deutschen, wirtschaftsdemokratischen 
Mitbestimmungsphilosophie ist dabei 
nicht angezeigt, was aber innovative 
Korrekturen an Detailregelungen nicht 
ausschließt. Dazu sind die deutschen 
Gewerkschaften bereit, falls die Situa-
tion nicht dazu (aus-) genutzt wird, die 
Qualität der Beteiligung zu mindern. 
Das belegen etwa auch die Vorschläge 
zur Unternehmensmitbestimmung der 
IG Metall, die Reformbereitschaft zei-
gen, ohne an den Grundstrukturen der 
Mitbestimmung zu rütteln sowie die 
gewerkschaftliche Absicht, die Qualifi-
zierung der Aufsichtsräte von Arbeit-
nehmerseite ständig zu verbessern, 
um die Aufsichtsratsarbeit im Rahmen 
der Corporate Governance zu optimie-
ren.1

 
Korrekturen und Verbesserungen wä-
ren also erlaubt, solange sie den Be-
stand an Mitbestimmung in Betrieben 
und Unternehmen nicht gefährden. Die 
deutsche Mitbestimmung hat in der 
Vergangenheit nämlich eine Erfolgs-
geschichte geschrieben und diese soll-
te auch in Zeiten der Globalisierung 
fortgeschrieben werden. Die deutsche 
Mitbestimmung bleibt im Unternehmen 
ein institutionalisiertes, zukunftsfähiges 
Kooperations- und Regulierungsmo-
dell, sie ist kein europäisches Aus-
laufmodell. 

 
1 Vgl. zu den Vorschlägen etwa Huber, 

Berthold 2005: Europäisierung braucht 
Zeit. In: Magazin Mitbestimmung Nr. 07 
der Hans-Böckler-Stiftung. 
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Rob Boyd President , Teamsters-Ohio, USA 

Christian Dufour Institut de Recherches Économiques et Sociales 
(IRES), Paris 

Detlef Fahlbusch ehem. Mitglied des Vorstands, HT Troplast AG, 
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Dietmar Hexel Mitglied des Geschäftsführenden Bundesvor-
standes  
Deutscher Gewerkschaftsbund 

Dr. Heinz Klinkhammer Mitglied des Vorstands, Deutsche Telekom AG 

Dr. Norbert Kluge Europäisches Gewerkschaftsinstitut (EGI)  
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Helmut Rehner Mitglied im Europäischen Betriebsrat              
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Deutschland 
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10 Jahre 
Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik 
 
Die Friedrich-Ebert-Stiftung führt seit 1995 den bundesweiten Arbeitskreis Arbeit-
Betrieb-Politik, dem im Wesentlichen Betriebsräte und Betriebsrätinnen aus allen 
Branchen angehören. Die Stiftung will mit diesem Kreis Fachkenntnisse von 
Arbeitnehmervertretern für die politische Meinungsbildung aktivieren. Themen 
werden aus der Sicht von Arbeitnehmern aufgegriffen, um Gestaltungsmöglichkeiten 
im Sinne der Beschäftigten auszuloten. 
Ausgehend von konkreten Erfahrungen in Unternehmen und Betrieb bietet dieser 
Arbeitskreis insbesondere Betriebsratsmitgliedern aus den verschiedenen Industrie- 
und Dienstleistungssektoren ein Forum für Information, intensive Diskussion und 
Meinungsaustausch mit Politikern sowie Kolleginnen und Kollegen aus anderen Be-
trieben und Branchen. Der Arbeitskreis beteiligt sich an der Diskussion über die 
Folgen neuer Produktions- und Arbeitsformen, über die Auswirkungen der 
Globalisierung sowie über arbeitsmarktpolitische Reformkonzepte.  
 
Bislang erschienene Publikationen des Arbeitskreises: 
 
Die neue Betriebsverfassung im Praxistest 
Bilanz und Perspektiven 
Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 148 (September 2002) 
 
Die Hartz-Reform 
Neue Dynamik für den Arbeitsmarkt!? 
Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 151 (Dezember 2002) 
 
Sozialstaat und Arbeitnehmerrechte auf dem Prüfstand  
Reformen zwischen Flexibilität und sozialer Sicherheit? 
Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 154 (September 2003) 
 
Die EU-Osterweiterung:  
Eine Herausforderung für die betriebliche Interessenvertretung!? 
Ein grenzüberschreitender Erfahrungsaustausch von Praktiken 
Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 157 (April 2004) 
 
Arbeitnehmerpolitik zwischen Wunsch und Wirklichkeit 
Harz VI – Politik gegen Arbeitslose oder auf dem Weg zum aktiven Sozialstaat? 
Wirtschaftspolitische Diskurse Nr. 158 (Januar 2005) 
 
 
 
Alle Publikationen können im Internet als pdf-Dokument heruntergeladen werden 
www.fes.de/wirtschaftspolitik  Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik 
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